
Wenn Europa sich selbst finden will,
muß es sich da suchen, wo es zu finden
ist: in seinen kulturellen Traditionen. Von
Jean Monnet, dem ersten Hochkommis-
sar der Montanunion, wird der Satz kol-
portiert: “Wenn ich es noch einmal ma-
chen müsste, würde ich mit der Kultur
beginnen!”

Ist Europa hinreichend beschrieben
als eine Wirtschafts- und Währungsuni-
on? Ist Europa eben nur “Euro-Land”?
Wenn man einem Japaner erklären sollte,
was charakteristisch ist für Europa, wür-
de man sagen: die gemeinsame
Währung?

“Helfen Sie uns, Europa eine Seele zu
geben, sonst ist es nicht zu machen,” hat
Jaques Delors in einem Gespräch mit
protestantischen Bischöfen aus ver-
schiedenen europäischen Ländern ge-
sagt.

Was ist Europa? Was beseelt die eu-
ropäische Kultur?

Mit dieser Frage setzten sich mehr als
60 junge Frauen und Männer aus 16 euro-
päischen Ländern während der europäi-
schen Sommerakademie 2000 in der
Heimvolkshochschule Loccum auseinan-
der. Die Seminarsprachen waren
Deutsch, Englisch und Französisch.

Die Veranstaltung fand in Zusam-
menarbeit mit Rotary-International (Dis-
trikt 1800) und wurde gefördert durch die
Europäische Kommission-Generaldirek-
tion Bildung und Kultur.

Die Tage in der Heimvolkshochschule
standen jeweils unter einem Tagesthe-
ma, zu dem in unterschiedlichen Formen
und Gruppen gearbeitet wurde. Die Ge-
samtleitung lag in den Händen von Rai-
ner Bungenstock, dem Leiter, und Sigrid
Piehl, einer pädagogischen Mitarbeiterin
der Einrichtung.

Abends fanden täglich drei kontinu-
ierliche Workshops statt:
• Ulrike Wallis, Tanzpädagogin aus

Hannover, erarbeitete eine Tanzper-
formance zum Thema “Die Seele
Europas”.

• Ein Chor übte klassische europäische
Literatur unter der Leitung von
Morten Kollstede, Musikstudent aus
Oldenburg, ein.

• Ein Medienworkshop bot Gelegen-
heit, die Ergebnisse der Tagesarbeit
in der Sommerakademie für das Inter-
net aufzubereiten und im Internet zu
publizieren. Gleichzeitig entstand
jeden Tag in diesem Workshop eine
kleine gedruckte Dokumentation des
Tages.

Der erste Tag stand ganz unter dem
Eindruck der Anreise so vieler Menschen
aus so unterschiedlichen Ländern. Sie
kamen mit dem Auto, mit der Bahn, mit
dem Zug und mit dem Flieger. Fast alle
sahen sich in Loccum zum ersten Mal. Es
war daher angezeigt, die Sommerakade-
mie mit einem intensiven “warming up”
zu beginnen, das allen die Möglichkeit
bot, sich ein wenig kennenzulernen und
einzufinden.

Am zweiten Tag entstanden auf dem
Gelände der Heimvolkshochschule in An-
lehnung an die gleichzeitig stattfindende
EXPO 2000 in Hannover Pavillons der
teilnehmenden europäischen Länder.
Mit bereitgestellten Materialien entwar-
fen und bauten die Teilnehmenden phan-
tasievolle Objekte und präsentierten da-
mit ihr Land dem Plenum. Alle hatten aus
ihrer Heimat Gegenstände, Getränke,
Speisen und Literatur mitgebracht und
stellten all dies aus: Kulturelle Vielfalt in
den unterschiedlichen europäischen Re-
gionen.

In einer großen Auswertungsrunde
am Nachmittag wurden die Ergebnisse

diskutiert (siehe auch Artikel DIE HARKE
11.8.2000).

Der dritte Tag stand unter dem The-
ma “Morgens um halb zehn in Europa -
Europäisches Alltagsleben in den unter-
schiedlichen Ländern”.

Internationale Arbeitsgruppen trafen
sich und entwickelten Präsentationen zu
folgenden Themen
• Bildung und Ausbildung
• Frauen, Männer, Familie
• Gesundheitssystem
• Tanz, Musik, Theater
• Soziale, wirtschaftliche und 

politische Herausforderungen
• Freizeit
• Arbeitsmarkt

Am späten Nachmittag fand eine the-
matische Führung durch das Kloster Loc-
cum statt: “Die Ausbreitung des Zister-
zienserordens im 12. Jahrhundert – ein
erstes europäisches Netzwerk”

Der vierte Tag brachte die Auseinan-
dersetzung mit einem Vortrag von Gar-
lich von Essen, Brüssel, der uns über die
politische Geschichte Europas und der
europäischen Institutionen nach 1945
und über mögliche zukünftige Szenarien
der Entwicklung informierte: “The
Development of EU-Structures after
1945 and Future Scenarios”.

Am Nachmittag brach die Gruppe
nach Nienburg/Weser auf und erlebte ei-
ne gelungene Führung durch die Stadt:
“ N i e n b u rg – ein norddeutsches Mittelze n-
trum in der europäischen Geschichte”.

Gemeinsam bereiteten die Teilneh-
menden am  fünften Tag einen Gottes-
dienst in der Klosterkirche in Loccum vor
und feierten ihn mit viel Musik und ein-
drücklichen ökumenischen Beiträgen.
Die Predigt im Gottesdienst hielt Landes-
superintendent i. R. Karl Manzke, Celle.
Musikalisch wurde der Gottesdienst ge-
staltet mit Elementen der serbisch-

9

nbeb - MAGAZIN 1/01 T h e m aT h e m a

Die Seele Europas
Europäische Identität in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 

Internationale Sommerakademie in der Ev.-luth. Marahrens-HVHS Loccum, 9.8. – 16.8.2000

R A I N E R  B U N G E N S T O C K *

* Leiter der Heimvolkshochschule Loccum



orthodoxen Liturgie, Liedern aus der pro-
testantischen Tradition Dänemarks und
Gebeten aus der römisch-katholischen
Kirche Polens. Alle 16 Sprachen der Som-
merakademie waren zu hören, als das
Glaubensbekenntnis gesprochen wurde.

Nachmittags setzten wir uns in Ar-
beitsgruppen mit einem Vortrag von
Prof. Dr. Kwiran, Braunschweig, ausein-
ander. Thema: “Von den geistigen Wur-
zeln Europas”.

Der sechste Tag war der Präsentation
der “Draft Charter of Fundamental Rights
of the European Union” gewidmet. In ei-
nem simulierten europäischen Jugend-
parlament diskutierten wir den Entwurf
der Europäischen Menschenrechtschar-
ta. Als Kommentatorin und politische Ex-
pertin hatten wir Dr. Godelive Quisthoud-
Rowohl, MEP, Hildesheim, eingeladen,
die uns den Stand der Diskussion im Eu-
ropäischen Parlament erläuterte und aus
ihrer Sicht kommentierte.

Auf der Agenda der Nachmittagssit-
zung des “Jugendparlaments” stand die
Präsentation und Diskussion der Rede

von Joschka Fischer vom 12.5.2000:
“Vom Staatenbund zur Föderation – Ge-
danken über die Finalität der Europäi-
schen Integration”.

Am siebten Tag trug Prof. Dr. Rudolf
von Thadden, Göttingen, der Berater der
Bundesregierung für die deutsch-franzö-
sischen Beziehungen zum Thema “Die
Gestalt Europas” vor. In seinem ein-
drücklichen Vortrag und den spannen-
den anschließenden Diskussionen stell-
te uns von Thadden europäische Exis-
tenz heute wie selbstverständlich vor: Er
präsentierte seine Rede dreisprachig.
Wenn es um Frankreich ging – franzö-
sisch; bei deutschen Angelegenheiten –
deutsch und englisch, wenn er auf Groß-
britannien zu sprechen kam.

Am Abend feierte die Akademie ein
großes Fest mit der und für die Öffent-
lichkeit: “Europäische Nacht” in der
Heimvolkshochschule – Präsentation der
Ergebnisse, Empfang, Musik, Tanz. An-
wesend waren viele Mitglieder von Ro-
tary-International, dem Service Club, der
das Projekt großzügig unterstützt hat.

Eindrücklich die Aufführung der Tanzper-
formance “Die Seele Europas” und der
Auftritt des Chores mit 40 jungen Frauen
und Männern (siehe auch Artikel DIE
HARKE 17.8.2000).

Mit einer ausführlichen Evaluation
der Ergebnis der Sommerakademie be-
gann der letzte Tag in Loccum. In Arbeits-
gruppen wurden Verabredungen für
zukünftige Projekte getroffen. Am frühen
Nachmittag brach die Gruppe nach Han-
nover auf, um dort drei Tage auf der EX-
PO zu verbringen.
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Besuchen Sie uns 
im Intern e t :

www.gaestehaus.leb.de

Debberoder Str. 61
39539 Hannover

Tel: 0511 / 51500 200
Fax:         / 51500 210

Bilden – Tagen – Erholen

"Wir laden Sie ein zu uns aufs Land..." – Lebendige Erlebnisse
und praktisches Wissen bietet Ihnen der Aufenthalt in den 
Herrmannsdorfer Landwerkstätten und in unserem Gästehaus.

Bei uns erwartet Sie ein Bildungswerk mit einem vielfältigen 
Bildungs-, Kultur- und Erlebnisprogramm. Eingebettet ist es 
in einen landwirtschaftlichen Modellbetrieb mit interessanten
Werkstätten für handgemachte Lebensmittel.

Das Bildungswerk Herrmannsdorfer Landwerkstätten am 
Kronsberg ist eine gemeinnützige GmbH, die getragen wird von
der Ländlichen Erwachsenenbildung in Niedersachsen e.V.,
Hannover, und der Schweisfurth-Stiftung, München. 

BILDUNGSWERK
HERRMANNSDORFER
L a n d w e r k s t ä t t e n a m K ro n s b e rg



Die Europäische Bildung fördert Auf-
gaben der Regionalentwicklung um
gleichwertige Lebens- und ArbeitsveR-
hältnisse im gesamten Bereich der Eu-
ropäischen Union herzustellen. 

In jedem Programm gibt es Formulie-
rungen wie:
• Förderung der europäischen 

Vernetzung
• Austausch von Erkenntnissen und 

Erfahrungen
• Grenzübergreifende Kooperation

Die Umsetzung dieser Anliegen, die
dem Prozeß der europäischen Integrati-
on dienen und auch Komponenten der
politischen Bildung beinhalten, wirft
Fragen in der Umsetzung auf. Innovative
Ideen in diesem Bereich sind gesucht
und können Beteiligte begeistern.

LEADER II -Pro g ra mm/A k te u re/  
E u ropäische Ve r n e t z u n g

Die Abkürzung LEADER steht für:
Liaison entre Actions de Developpment
de L`Economie Rurale = Verbindungen
zwischen Aktionen zur Entwicklung der
ländlichen Wirtschaft.

Diese Gemeinschaftsinitiative,(die
Laufzeit des LEADER II Programms ging
von 1994-1999,) fördert benachteiligte
Regionen in der EU .

Zielsetzungen in Kurzform:
• Unterstützung lokaler Enwicklungs-

initiativen im ländlichen Raum
• Unterstützung innovativer, über-

tragbarer Maßnahmen
• Unterstützung von Austausch und 

Erfahrungsweitergabe
• Unterstützung der gre n z ü b e r-

s c h re itenden Zusammenarbeit

Begünstigte sind neben lokalen Akti-
onsgruppen auch kollektive Aktionsträ-

ger des öffentlichen und privaten Sek-
tors im ländlichen Raum.

Eine “Europäische Beobachtungs-
stelle LEADER” begleitet die Verbreitung
der innovativen Ideen und soll die gren-
züberschreitende Zusammenarbeit för-
dern.

In Niedersachsen wird das Programm
LEADER II mit dem Leitthema “Wasser
schützen – Wasser nutzen” umgesetzt.
Es trägt damit einem wichtigen Land-
schaftsmerkmal des Raumes Rechnung.
Unter diesem Oberthema wird ein positi-
ves  Zusammenwirken  von Tourismus,
Umweltschutz, Ökologie und Ökonomie
angestrebt, um Bestrebungen ländlicher
Entwicklung nachhaltig zu unterstützen  

LEB und LEADER II in Niedersachsen 
Im operationellen Pro g ramm LEA D ER II

für Niedersachsen ist die LEB vorwie-
gend mit Qualifizierungsmaßnahmen be-
teiligt. Innerhalb der Qualifizierungs-
maßnahmen sollen Kenntnisse zum Was-
serschutz und zur Wassernutzung ver-
mittelt werden. Die Maßnahmen richten
sich an interessierte Privatpersonen und
Landwirte. Ziel der Qualifizierungen ist
die Schaffung von Sensibilität im Um-
gang mit Wasser und – daraus abgeleitet
- das Erkennen von ökonomischen Chan-
cen für den ländlichen Raum . Um die Ver-
netzung der Qualifizierungsmaßnahmen
sicherzustellen, ist die LEB jeweils in die
Arbeit der lokalen Aktionsgruppen ein-
gebunden.

Die weitere Darstellung wird bei-
spielhaft  anhand eines lokalen Projek-
tes erläutert. Ausgehend von diesem
Projekt ( und Parallelvorhaben ) wird ei-
ne europäische Partnerschaft mit der Al-
garve vorgestellt, die in besonderem
Maße Elemente europäischer Bildung
und Integration beinhaltet.

Die Darstellung gibt nur einen sehr
kleinen Ausschnitt komplexer Sachver-

halte im Europäischen Förderprogramm
LEADER II wieder. Der punktuelle Aus-
schnitt zeigt Europabildung und Integra-
tionsbemühungen im kleinsten prakti-
schen Ansatz.

Regionale Aktivitäten zu LEADER II und
ihre Möglichkeiten im Bereich Europäi-
scher Kooperation und Information  

Die Aufgaben Europäischer Bildung
sind aktuell. Seit Beginn der neunziger
Jahre hat sich die Akzeptanz des Europäi-
schen Einigungsprozesses bei den Bür-
ger nicht erhöht, sondern das Gegenteil
ist der Fall. Nicht nachvollziehbare Ent-
scheidungsprozesse und Unsicherheit
bei zukünftigen Entwicklungen lassen
Bürger zu Europapessimisten werden
und Bildungsaufgaben notwendig er-
scheinen.

“Ob die EU - B ü rger bestrahlte Le b e n s-
mittel essen, nach dem deutschen Rein-
heitsgebot gebrautes Bier trinken oder
ein Katalysator-Auto fahren, wird heute
nicht mehr nur in Bonn, sondern zuneh-
mend auch in Brüssel und Straßburg
entschieden” (SCHMUCK, PB,1997, 95).
D i e s e anschauliche Beispiel gibt auch ei-
nen Hinweis auf die notwendige, leben-
dige Darstellung, wie die Europäische
Politik dem Bürger nahe gebracht wer-
den kann.

Die niedersächsische LEADER Pro-
grammbeschreibung geht auch von der
Mitwirkung der Menschen, der interes-
sierten Gruppen und Vereine an den ge-
planten Vorhaben aus. Die Überschriften
lauten dementsprechend: Transparenz,
Basisorientierung, Mitwirkung der Be-
völkerung. Durch die Einbindung der Be-
teiligten soll auch nach Ende der Laufzeit
eine freiwillige Fortsetzung der Aktivitä-
ten vorbereitet werden 

Die LEB hat in ihren Qualifizierungs-
maßnahmen diese Gedanken mit aufge-
nommen und ihre Angebote für alle Inter-
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essierten, speziell auch für Laien konzi-
piert. Dadurch ist die Teilnahme allen zu-
gänglich und es ist nicht notwendig, In-
teressenten von vornherein absagen zu
müssen. Dieser “Bottom-up-Ansatz” ist
ein Grundprinzip im LEADER-Programm.
Für viele Beteiligte ( speziell aus der Ver-
waltung ) sind jedoch diese Prozesse neu
und gewöhnungsbedürftig, sind sie doch
nicht Teil des bisherigen Verfahrensab-
laufs. Durch diesen Ansatz gelangt euro-
päisches Gedankengut bis in das kleinste
Projektvorhaben. Den Teilnehmern be-
wußt zu machen, das sie – mit Europäi-
scher Hilfe – an einem basisorientiertem
Vorhaben teilnehmen, ist nicht allein da-
mit getan, nur in schriftlicher Form auf
die finanzielle Förderung durch die EU
hinzuweisen. Die Vorstellung des Pro-
jekts, z.B. auf einer Veranstaltung des
EU-Carrefour-Büros, ist eine angewandte
Möglichkeit, die Europäische Relation
den Teilnehmern aktiv vor Augen zu
führen.

Eine weitere Möglichkeit, Partner-
schaft und Zusammenarbeit der Akteure
zu entwickeln, sind die lokalen Aktions-
gruppen auf Kreisebene. Die LEB als kol-
lektiver Aktionsträger ist Mitglied in die-
sen Aktionsgruppen, kann so auch die
Vernetzung landesweit unterstützen und
Europäisches Gedankengut einfließen
lassen. Als Bildungsträger besteht hier
für die LEB auch indirekt die Chance den
europäischen Gedanken der Integration
verschiedener gesellschaftlicher Kräfte
in den Entscheidungsprozeß jeweils mit
einzubringen.

Europäische Bildung in der örtlichen
Projektarbeit

Als Beispiel für eine örtliche Einbin-
dung Europäischer Bildung wird das Pro-
jekt “Lokale Agenda 21 – Wasserschutz”
untersucht, welches 1998/1999 von der
LEB und dem örtlichen Kulturkreis in der
Gemeinde Apen durchgeführt wurde. 

In den Grundsätzen des LEADER-
Prog ramms sind Pa rt n e r s c h a f t l i c h k e i t ,
Tra n sparenz und Basisorientierung vor-
gegeben. Über eine entsprechende Pu-
blizität soll u.a. auch die Bevölkerung zur
Mitwirkung aufgefordert werden. 

Im Projekt “Lokale Agenda 21 – Was-
serschutz” sind Gemeinden, Vereine und
eine technische Schule Partner der LEB
bei der Umsetzung der Pro g ra m m i n h a lte,

wobei diese sich auch thematisch mit
einbringen. Die praktizierte Zusammen-
arbeit beruht auf Gegenseitigkeit, in der
auf der einen Seite der LEADER-Qualifi-
zierungsauftrag erfüllt wird und auf der
anderen Seite örtliche Aktionen, wie z.B.
die Errichtung einer Regenwassernut-
zungsanlage, ermöglicht wird. Tranzpa-
renz und Publizität wird über die örtli-
chen Medien ( Tageszeitungen ) herge-
stellt:

“ Sie können alle mitarbeiten an dem
Projekt “Wasser schützen – Wasser nut-
zen”, das die Ländliche Erwachsenenbil-
dung konzipiert hat. Es wird gefördert
durch das LEADER II-Programm der EU.
Ideen sind gefragt, um Vorhaben zu ent-
wickeln, vielleicht auch andere Akzente
zu setzen.” (NORDWEST-ZEITUNG vom
30. 05.98)

Ergänzend wurde in der gesamten
Projektzeit eine monatliche Veranstal-
tungsübersicht veröffentlicht und über
die örtlichen Geschäfte verteilt. Die Akti-
ven von LEB und Freizeit- und Kulturkreis
standen während der ganzen Zeit auch
als Ansprechpartner zur Verfügung. Die
Basisorientierung des Projektes wurde
u.a. durch den überschaubaren geogra-
phischen Aktionsraum sichergestellt. Je-
der hatte die Möglichkeit “zu Fuß” alle
Veranstaltungen zu erreichen. In Bezug
auf die Teilnehmer waren alle Aktivitäten
allen Interessierten zugänglich und da-
mit nicht für ein Fachpublikum konzi-
piert. Auch konnten Ideen, die erst
während der Projektzeit entstanden, mit
berücksichtigt werden  Über Kontakte
zur Umsetzung der Lokalen Agenda 21,
wurde die Vernetzung mit ähnlich gela-
gerten Initiativen sichergestellt.

In der Außendarstellung wurde, ne-
ben Faltblättern, die vom zuständigen
Niedersächsischen Landwirtschaftsmini-
sterium erstellt worden sind, auch viele
sonstige EU- Informationen verteilt, die
z.B. über das örtliche EU-Carrefour-Büro
in Oldenburg erhältlich waren. 

Europäische Bildung ist in dem be-
schriebenen örtlichen Projekt ganz kon-
kret geworden. Die Frage, ob die Eu-
ropäische Intention – die Idee und der
Hintergrund der Strukturförderung –
eher durch bedrucktes Papier oder durch
praktizierte Bürgeraktivierung vermittelt
werden kann, ist so zu beantworten:

Reine Wissensvermittlung reicht
nicht aus, sondern Handlungsbere i t s c h a f t
(z.B. durch sog. “Mitmachprojekte”)
muss hergestellt werden, um breite Be-
völkerungskreise positiv zu aktivieren. 

Europäische Bildung und internationa-
le Partnerschaft

Im Operationellen Programm LEA-
DER II Niedersachsen wird die grenz-
ü b e rg reifende Zusammenarbeit auf einer
einzigen Seite dargestellt. Unter den
Punkten Partnerschaft und Europäisches
Netzwerk gibt es weitere kurze Hinweise
auf den Europäischen Erfahrungsaus-
tausch.  

Diese kurzen Darstellungen verleiten
nicht direkt zu einem besonderen Enga-
gement in diese Richtung. Diese Zurück-
haltung kommt nicht von ungefähr. Der
Europäische Integrationsprozeß war vor
allen Dingen durch die Zusammen-
führung der Wirtschaft bestimmt und
erst in den 70er Jahren rückte das “Eu ro p a
der Bürger” mit in den Vordergrund). So
ist der wirtschaftliche und politische Ei-
nigungsprozeß Europas schon sehr weit
fortgeschritten, ohne daß die Bürger die
notwendige politische Kenntnis über die-
sen Sachverhalt erhalten haben. Die Po l i-
tische Bildung, die hier zur Information
über den Europäischen Integrationspro-
zeß gefordert ist, hat damit u.a. die Auf-
gabe, dieses Defizit, in einer dem Bürger
ansprechenden Form, zu beheben.

In der Umsetzung des LEADER II Pro-
gramms stand zunächst der Beginn der
Arbeit in der eigenen Region im Vorder-
grund. Vielfach gelang dies erst nach er-
heblichen Anlaufschwerigkeiten, so daß
in der Anfangszeit über eine Europäische
Vernetzung und mögliche Partnerschaf-
ten nicht nachgedacht wurde. Die LEA-
DER-Aktiven erhielten auch erst nach
und nach Kenntnis von den entsprechen-
den EU-Publikationen, die Informationen
über Europäische Kontakte zur Verfü-
gung stellen können. Das Mitteilungs-
blatt LEADER-FORUM der deutschen Ver-
netzungstelle erschien z.B. erst im Som-
mer 1998 (Start des LEADER II-Pro-
gramms: 1994!)

Über private Kontakte und einem er-
sten Informationsbesuch konnte die LEB
im Jahre 1997 Kontakte zu LEADER Grup-
pe IN LOCO in der Algarve/Portugal auf-
nehmen. Die Entwicklungsgruppe IN LO CO
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betreut seit 1992 über 100 Projekte zur
Regionalentwicklung in der SERRA DO
CALDEIRO. Die Palette reicht von der Be-
lebung des Lokaltourismus bis zur Orga-
nisation von Handwerks- und Erzeugnis-
ausstellungen. Ein umfangreiches Schu-
lungsprogramm und die Begleitung der
Aktivitäten durch örtliche Koordinatoren
(“Animateure”) sollen die Arbeit in dieser
Landregion absichern und stabilisieren.
Die Finanzierung der Arbeit erfolgt zu
großen Teilen über die Europäische Uni-
on und über Mittel des Landes Portugal .

Die Aufgabenstellung von IN LOCO
ist ähnlich der Zielsetzungen der LEB in
Niedersachsen, so daß sich Kooperatio-
nen und gemeinsame Projekte anbieten.
In der gleichlautenden Erklärungen zur
Zusammenarbeit von 1997 wird die Zu-
sammenarbeit in Qualifizierungsmaß-
nahmen zum Wasserschutz vereinbart

Fragen der Wassereinsparung, des
technischen Wasserschutzes und der
ökologischen Landwirtschaft sollen ge-
meinsam erörtert werden und parallel in
Projekten in der Algarve und in Nieder-
sachsen realisiert werden. Dieses Thema
ist konform zum Oberthema “Wasser
schützen – Wasser nutzen” in Nieder-
sachsen.

Die gemeinsame Abstimmung erfolgt
durch gegenseitige Informationsbesu-
che in den Partnerregionen, einem Be-
suchsprogramm mit einer Vielzahl von
offiziellen und privaten Kontakten.

Hier setzt nun auch die Komponente
der Europäischen Bildung und der Eu-
ropäischen Integration ein. Wenn bisher
Kontakte zwischen den offiziellen Stellen
bestanden (auch mehr im Schriftver-
kehr), so sind LEB und IN LOCO bemüht
ihre Akteure aus der Basisarbeit mit ein-
zubeziehen. Fa c h i n g e n i e u re, Ve re i n s vo r-
sitzende, Berater, Kaufleute und Land-
wirte diskutieren die Möglichkeiten der
Zusammenarbeit. Die Besucher werden
jeweils in kleinen Landstädten in der Re-
gion untergebracht, besuchen auch die
Familien der Gastgeber privat und berei-
ten im Hause des deutschen Projektlei-
ters ein portugiesisches Abendessen zu.
Beim abendlichen Bummel lernen die
Gäste die freundliche Unterstützung der
Passanten bei der Suche nach einem Taxi
kennen.

Der Gegenbesuch in der Algarve läuft
ähnlich. Neben den Sitzungen im Schu-

lungszentrum (die teilw. bis Mitternacht
andauern und damit selbst unsere Ein-
stellung von Arbeitseifer übertreffen),
wird auch das neue Haus des IN LOCO-
Beraters mit eingeweiht.

Die Inhalte der Gespräche werden
hier absichtlich nicht dargestellt, dafür
mehr die Begleitumstände ausführlich
aufgezeigt. Diese Begleitumstände brin-
gen die Akteure und die Bürger einander
näher. Sie dienen der Europäischen Ver-
ständigung mehr denn großartige Ver-
lautbarungen. Die Programme der Euro-
päischen Strukturförderung, wie viele
andere Programme (Bildung, Jugendaus-
tausch, Sprachen), führen Bürger zusam-
men und lassen sie zu Botschafter ihres
Landes werden. Ein Europa der Bürger
läßt die Bürger sich auch dort heimisch
fühlen. 

Die Politische Bildung kann auf sol-
che Fundamente aufbauen, die von den
Bürgern selbst errichtet werden .

Die internationale Partnerschaft zwi-
schen LEB und IN LOCO im Rahmen der
Strukturförderung ist Teil dieses Funda-
ments. 

Ergebnisse und Perspektiven über
das Ende des LEADER II Programms hin-
aus   

Das LEADER II Programm zur Struk-
turförderung endete 1999. 

Das Prinzip der Subsidarität in der
EU unterstützt  eine Politik, die die allge-
meine Zugänglichkeit für Prozessinteres-
sierte ermöglicht und das Interesse für
die Politik der EU verstärkt ( Integration
durch Partizipation !).

In der internationalen Partnerschaft
ist die Nähe zu Europa für alle Beteiligten
wesentlich eher ersichtlich. Integration,
Kontakte mit europäischen Mitbürgern
können direkt erlebt werden und sind
wesentlicher Bestandteil des Konzeptes. 

Die Erfahrungen im Bereich der Qua-
lifizierung, speziell in der Umsetzung der
Bürgermitwirkung, können direkt in
neue Maßnahmen eingebracht werden.
So waren auch bisher die Qualifizierun-
gen für alle Interessierten zugänglich,
Gruppen und Vereine wurden in die
Arbeit mit einbezogen. Der politische
Ansatz, dem EU-Bürger und den Basis-
einrichtungen eine Partizipation zu er-
möglichen, stärkt das Engagement für
die Europäische Politik und ist gelebte
Integration.

In den lokalen Projekten zum Thema
“Wasser schützen –  Wasser nutzen“
wurde dieses z. B. durch Arbeitsvorha-
ben realisiert, in denen die teilnehmende
Ortsgemeinschaft eine Regenwasser-
nutzung installierte und während der Ar-
beit auf die europäische Einbindung und
die Gesamtbedeutung hingewiesen
wurde .

Die Ergebnisse der Maßnahmen wur-
den und werden entsprechend veröffent-
licht und stehen damit anderen Akteuren
zur Verfügung.

In Bezug auf die verpflichtende Eu-
ropäische Partnerschaft werden die Er-
fahrungen aus der Zusammenarbeit mit
der Organisation IN LOCO mit einge-
bracht.

Politische Bildung zur Europäischen
Integration wird auch künftig in der LEB-
Arbeit   in konkrete Arbeits- und Projekt-
vorhaben eingebunden sein. 
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G r u n d l agen der ES F - Finanzierung 

Einführung 
In der arbeitsmarktorientierten Qua-

lifizierungsförderung sind nach den
Möglichkeiten, die das Dritte Sozialge-
setzbuch (Arbeitsförderung) bietet, die
Qualifizierungsprogramme des Europäi-
schen Sozialfonds von besonderer Be-
deutung. In Niedersachsen konnten in
der ESF-Förderperiode 1994 – 1999 jähr-
lich durchschnittlich ca. 100 Mio. DM an
Fördermitteln der Europäischen Union in
Niedersachsen gebunden werden. Her-
vorzuheben ist, dass Niedersachsen
nicht nur "sein" Budget vollständig aus-
schöpfen konnte, sondern zusätzliche
Fördermittel einwerben konnte. In der
angelaufenen ESF-Förderperiode 2000
bis 2006 konnte Niedersachsen seinen
Anteil noch einmal leicht erhöhen.
Durchschnittlich werden in den näch-
sten Jahren ca. 110 – 120 Mio. DM an Mit-
teln aus den Förderzielen 2 und 3 des
ESF sowie der Gemeinschaftsinitiative
EQUAL zur Verfügung stehen. 

Allen diesen Förderprogrammen ist
gemein, dass sie eine nationale Ko(mple-
mentär)finanzierung voraussetzen. Der
Begriff der Kofinanzierung wird in der
Praxis manchmal sowohl aus Sicht der
EU-Mitgliedstaaten für den euro p ä i s c h e n
Anteil an der Gesamtfinanzierung von
Programmen und Projekten verwendet
als auch aus europäischer Sicht für den
nationalen Finanzanteil. Diese letztere

Sichtweise wird im Weiteren in diesem
Artikel verwendet. 

Quellen der Ko f i n a n z i e r u n g
Mit der Einreichung von Programmen

durch den Mitgliedstaat bei der EU-Kom-
mission in Brüssel wird gleichzeitig ein
sog. "Indikativer Finanzplan" vo rg e s c h l a-
gen. Diese gibt Auskunft über die vom
Mitgliedstaat vorgesehenen Quellen der
Kofinanzierung. Dieser indikative Finanz-
plan wird von der EU-Kommission geneh-
migt. Beispielhaft kann dies am ZIEL
3-Programm für Deutschland dargestellt
werden. Der indikative Finanzplan hier-
für weist ca. 9,29 Mrd. DM an ESF-Mit-
teln, ca. 9,98 Mrd DM an nationalen öf-
fentlichen Mitteln sowie ca. 1,19 Mrd DM
an nationalen privaten Mitteln aus. Bei
den im indikativen Finanzplan eingesetz-
ten nationalen öffentlichen Mitteln han-
delt es sich um Finanzmittel
• des Bundesministeriums für Arbeit

und Sozialordnung,
• der Bundesanstalt für Arbeit,

• des Bundesministeriums für Bildung
und Wissenschaft,

• des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend,

• der Bundesländer,
• der Kommunen und Kreise,
• Mittel sonstiger öffentlich-

rechtlicher Körperschaften.

Bei den privaten Mitteln handelt es
sich
• bei allen Maßnahmen um Eigen-

mittel der beteiligten Träger,
• bei den Maßnahmen im Schwer-

punkt D zusätzlich um den privaten
Kofinanzierungsanteil von 
Unternehmen.

Innerhalb dieses Rahmens bewegen
sich die einzelnen Bundesländer mit
ihren spezifischen Förderprogrammen
(vergl. Grafik 2). Für die niedersächsi-
schen Programme werden entsprechend
des o. g. Rahmens eine Vielzahl von Kofi-
nanzierungsquellen genutzt. Für Schwer-
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punkte der Förderung hier einige Bei-
spiele:
• Im Politikbereich A wird das Einze-

programm "Qualifizierung von Ar-
beitslosen" überwiegend aus Mitteln
der Bundesanstalt für Arbeit, speziell
gemäß § 77 ff des SGB III (Förderung
der beruflichen Weiterbildung/FbW)
kofinanziert. 

• Im Politikbereich B wird das Einzel-
p ro g ramm "Qualifizierung von Sozial-
hilfeempfängerInnen" überwiegend
aus Mitteln der Landkreise und St ä d t e
kofinanziert.

• Im Politikbereich C wird das Einzel-
programm "Förderung der überbe-
trieblichen Ausbildung" überwie-
gend aus privaten Mitteln (Hand-
werksbetriebe) kofinanziert.

• Im Politikbereich D wird das Einzel-
programm "Präventive Arbeitsmarkt-
politik" überwiegend aus privaten
Mitteln (kleine und mittlere Unter-
nehmen) kofinanziert.

• Im Politikbereich E wird das Frauen-
förderprogramm FIFA unter anderem
aus Mitteln des Landes Niedersach-
sen kofinanziert.

Finanzierung auf Pro g ra m m e b e n e
Die Sicherung der Gesamtfinanzie-

rung durch die ESF-Förderquote plus na-
tionale (öffentliche oder private) Ko-
finanzierung erfolgt auf Programm- oder
auf Projektebene. Auf Programmebene
wird die Seite des ESF-Fördermittel-
gebers dabei von der zuständigen ESF-
Fondsverwaltung im Niedersächsischen
Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozia-
les oder anderen Fachressorts der Lan-
desregierung wahrgenommen. Dies ist in
der Regel dann der Fall, wenn viele Maß-
nahmen gleichen Typs von einem relativ
festen und vorher bekannten Kreis von
Projektträgern durchgeführt werden sol-
len. Dann können die wichtigsten Finanz-
geber direkt eine Gesamtfinanzierung
für die angestrebten Projekte vereinba-
ren. Ein Beispiel für einen solchen Ansatz
sind die Förderprogramme zur "Ausglie-
derung von wesentlich Behinderten aus
Werkstätten für Behinderte in den allge-
meinen Arbeitsmarkt" oder das Pro-
gramm zur "Förderung der überbetriebli-
chen Ausbildung". 
Finanzierung auf Pro j e k te b e n e

Eine andere Verfahrensweise zur Si-

cherung der Gesamtfinanzierung ist die
Finanzplanung auf Projektebene. Dies ist
i. d. R. bei Projekten der Fall, bei denen
ein örtliches Arbeits- oder Sozialamt die
Kofinanzierung bereitstellt und eine Viel-
zahl sehr heterogener Projektträger po -
tentiell für eine Durchführung in Betracht
kommen. Dieser Ansatz ist beispielswei-
se im Förderprogramm zur "Qualifizie-
rung von Arbeitslosen" oder im FIFA-Pro-
gramm zu finden.

Ei n z e l h e i ten der Finanzierung von
ES F - P ro j e k te n

Der Finanzierungsplan 
Für jedes ESF-Projekt muss bei der

zuständigen Bewilligungsbehörde ein
Antrag gestellt werden, der einen Finan-
zierungsplan mit Kalkulation beinhaltet.
Die möglichen Ausgaben werden unter-
teilt in die "zuwendungsfähigen" und die
"nicht zuwendungsfähigen" Ausgaben.
"Nicht zuwendungsfähig" sind z. B. Aus-
gaben für den Kauf von Immobilien oder
übertarifliche Leistungen. "Nicht zuwen-
dungsfähige Ausgaben" können z.B.
durch Projekteinnahmen oder Eigenmit-
tel des Antragstellers finanziert werden.
Die ESF-Förderquote und die Kofinanzie-
rung bezieht sich ausschließlich auf die
"zuwendungsfähigen Ausgaben”. Diese
werden in vier Ausgabengruppen unter-
teilt:
• die Ausgaben für Bildungs-, Bera-

tungs- und Betreuungspersonal
• die Ausgaben für den Lebensunter-

halt der Teilnehmenden sowie deren
Aufwendungen für projektbedingte
Reise- und Unterbringungskosten so-
wie für zusätzliche Kinderbetreuung

• die Ausgaben für Verbrauchsgüter
und Ausstattungsgegenstände

• die indirekten Ausgaben

Ausgaben für Bildungs-, Bera t u n g s -
und Betre u u n g s p e r so n a l

Hierunter sind alle Personalkosten
für das inhaltlich-pädagogisch arbeiten-
de Personal zu verstehen, also Projekt-
leitung, Dozentinnen und Weiterbil-
dungslehrer, Sozialpädagogen oder Trai-
nerinnen. Dabei ist es unerheblich, ob es
sich um fest angestelltes Personal des
Trägers handelt, um nur stundenweise
tätige Dozenten oder um selbständige
TrainerInnen, die im Namen des Antrag-

stellers tätig sind. Die Ausgaben sind auf
Basis "Arbeitgeberbrutto-Belastung" aus-
zuweisen. Darüber hinaus sind projekt-
bezogene Reisekosten einzusetzen.
Außerdem können Lehrgänge externer
Einrichtungen und/oder Prüfungsgebüh-
ren eingesetzt werden. Lehrgänge exter-
ner Einrichtungen können z.B. einzelne
Qualifizierungsmodule oder Beratungs-
leistungen sein, die vom Antragsteller
bei einem anderen Träger oder einer an-
deren Institution eingekauft werden. 

Ausgaben für die Vergütungen, Au f-
e n t h a l ts und Fa h rt k o s ten der Te i l n e h-
merinnen und Te i l n e h m e r

Hierunter fallen alle Personalkosten
für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer,
die während der Dauer der Maßnahme
anfallen. Löhne und Gehälter sind auch
hier auf der Basis "Arbeitgeberbutto-
belastung" anzusetzen. Dies ist z. B. bei
der Freistellung von Beschäftigten zum
Zwecke der Weiterbildung oder bei der
Qualifizierung von langzeitarbeitslosen
Sozialhilfebeziehenden im Rahmen
von Beschäftigungsverhältnissen nach
BSHG 19 der Fall. Soweit gesetzliche
Kostenträger wie das Arbeits- oder
Sozialamt für den Unterhalt aufkommen,
wird der Lebensunterhalt i.d.R. projekt-
bezogen bescheinigt, d. h. das Arbeits-
oder Sozialamt bestätigt die Leistungen
an die Teilnehmerinnen mit einem
Durchschnittssatz pro Kopf. Dieser ist
variabel und berücksichtigt auch ggfs.
vom Kostenträger übernommene wei-
tere Leistungen, z. B. Fahrtkosten und
Kinderbetreuungskosten. 

Ve r b ra u c h s g ü ter und Au s s ta t t u n g s-
g e g e n s t ä n d e

Hierunter fallen alle nicht abschrei-
bungsfähigen Verbrauchsgüter und Aus-
stattungsgegenstände die vom Projekt-
träger speziell zur Durchführung der
Maßnahme angeschafft werden müssen.
Darüber hinaus können hier Miet- oder
Leasingausgaben oder zeitanteilige Ab-
s c h reibungen für pro j e k t n o t wendige Aus-
stattungsgegenstände angesetzt we rd e n .

I n d i re k te Au s g a b e n
Hierunter fallen sowohl Personal- als

auch Sachkosten für die Projektadmini-
stration. Bei den Personalkosten sind die
Ausgaben für anteiliges Verwaltungsper-
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sonal wiederum auf Arbeitgeberbrutto-
basis zu kalkulieren. Bei den allgemeinen
Verwaltungsausgaben sind die Kosten-
ansätze genau projektbezogen zu kalku-
lieren. Wo dies nicht möglich ist, können
die Verwaltungsausgaben plausibel nach
Aufteilungsschlüsseln auf die verschie-
denen Geschäftsbereiche oder Projekte
des Trägers aufgeteilt und dann anteilig
dem beantragten ESF-Projekt zugeord-
net werden. Schließlich sind in dieser
Ausgabengruppe auch die Mieten für die
projektnotwendigen Räume anzusetzen,
bei Mehrfachnutzung von Räumen auch
wieder anteilig.

F ö r d e r h ö h e
Die ESF-Förderung wird grundsätz-

lich als Anteilsfinanzierung zur Projekt-
förderung geleistet. Anteilsfinanzierung
bedeutet, dass eine prozentualer Anteil
an einer für zuwendungsfähig erklärten
Gesamtkostenhöhe als Förderung ge-
zahlt wird. Beim ESF werden in Nieder-
sachsen im Rahmen der ZIEL 3-Förde-
rung maximal 45 % als Zuschuss gezahlt
und im Rahmen der Ziel 2-Förderung
maximal 50 %. Diese Förderquote (Inter-
ventionssatz) variiert je nach der konkre-
ten Projektkalkulation sehr stark und
muss sich innerhalb einer bestimm-
ten programmspezifischen Bemessungs-
grenze bewegen. Dabei handelt es sich
keinesfalls um eine Pauschale wie bei
einigen anderen Förderinstrumenten.
Die konkrete Förderquote eines Projek-
tes ist u. a. abhängig von der Qualität des
Projektes und von der Ausschöpfung an-
derer möglicher Finanzquellen.

Qualität und Förderhöhe
Die Bemessungsgrenze steckt einen

Rahmen ab, innerhalb dessen sich die
Aufwendungen und damit auch die Lei-
stungen eines Projektes bewegen. Da in-
nerhalb eines Einzelprogramms auf
Grundlage einer einzigen Förderrichtlinie
eine Vielzahl von sehr verschiedenen
Projekten durchgeführt werden, ermög-
licht die Bemessungsgrenze eine sehr
viel flexiblere Betrachtung und Genehmi-
gung der Aufwendungen eines Projekt-
trägers. Projekte, die aufgrund ihrer Ziel-
gruppe einen höheren Betreuungs-
schlüssel für die TeilnehmerInnen be-
nötigen können mehr Fördermittel erhal-
ten als andere. Projekte, die eine zusätz-

liche Kinderbetreuung für eine erfolgrei-
che Durchführung voraussetzen, können
pro Kopf eine höhere Fördersumme be-
antragen. 

Faustformel "Lebensunterhalt plus
ES F "

In der Praxis der ESF-Förderung hat
sich bei den meisten Projekten die Faust-
formel "Lebensunterhalt plus ESF" her-
auskristallisiert. Dies bedeutet, dass der
Lebensunterhalt der Teilnehmenden vom
gesetzlichen Kostenträger oder z. B. über
bezahlte Freistellung vom Unternehmen
gesichert ist und als Kofinanzierung von
diesen bestätigt wird. In den meisten Fäl-
len wird damit ein mindestens 55%iger
Anteil an den Gesamtausgaben aufge-
bracht. Die Qualifizierungskosten im en-
geren Sinne (Bildungspersonal, Ver-
brauchsgüter, Indirekte Ausgaben) kön-
nen dann vollständig über die ESF-Förde-
rung finanziert werden, ohne die maxi-
male 45%ige Höchstförderung zu über-
schreiten. Allerdings sind hier neue
Bestimmungen der EU (Verordnung über
Ausbildungsbeihilfen vom 12.01.01) zu
beachten, deren Umsetzung noch aus-
steht. In einigen Fällen reicht die Gegen-
finanzierung über den Lebensunterhalt
noch nicht aus. Hier könnte die A n re c h-
nung von EBG-Mitteln die Schwe l l e zu ei-
ner Ausfinanzierung der Maßnahme er-
reichen.

A n rechnung von EBG-Mi t te l n
Im o. g. Fall ist es notwendig, bei ei-

ner gegebenen Ausgabenhöhe die natio-
nale Kofinanzierung zu erhöhen. In den
Zeiten knapper öffentlicher Kassen ist es
immer seltener möglich, zusätzliche freie
Fördermittel für den geplanten Zweck
einzuwerben. Anerkannten Trägern nach
dem NEBG ist es möglich, Mittel aus der
Erwachsenenbildung zur Kofinanzierung
heranzuziehen. Konkret bedeutet dies,
dass z.B. eine Pädagogischer Mitarbeiter
oder eine Pädagogische Mitarbeiterin für
die Projektleitung eines ESF-Projektes
zuständig ist. Der Stellenanteil, der für
diese Projektleitung vorgesehen ist, wird
zur Kofinanzierung herangezogen und im
Finanzplan unter "Landesmittel" einge-
setzt. Die Einzelheiten dieser Regelung
sind mit der Verwaltungsstelle des Nie-
dersächsischen Bundes für Freie Erwach-
senenbildung abgestimmt und können

dort – soweit nicht schon bekannt – er-
fragt werden. 

Berücksichtigung von Ei n n a h m e n
Einnahmen aus dem Projekt (Teilneh-

merbeiträge, Verkäufe von Leistungen)
können nicht zur Kofinanzierung der ESF-
Mittel herangezogen werden. Gleich-
wohl können sie zur Deckung der Zuwen-
dungsfähigen Ausgaben dienen. Dies
klingt etwas schwierig, kann aber an ei-
nem Beispiel erklärt werden. Wenn bei
einem Projekt mit DM 500.000,- zu-
wendungsfähigen Gesamtausgaben DM
100.000,- an Einnahmen anfallen, so
werden diese Einnahmen erst von den
Gesamtausgaben abgezogen. Die För-
derquote des ESF wird erst danach ermit-
telt und beträgt maximal DM 180.000,-
an ESF-Mitteln (max. 45 % von DM
400.000,-). 

Spezialfälle der Finanzierung von
ES F - P ro j e k te n

Hin und wieder gelingt es ESF-Projek-
ten Sonderfälle der Kofinanzierung zu
realisieren. Auch hierfür zwei Beispiele.
Im einen Fall hatte ein Landkreis private
Mittel von Wirtschaftsunternehmen für
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik eingeworben und in seinen Haus-
halt eingestellt. Bei einer Maßnahme zu-
gunsten von langzeitarbeitslosen Sozial-
hilfebeziehenden wurden diese Mittel
als Teil der Kofinanzierung eingestellt
und als "Kommunale Mittel" ausgewie-
sen. Im zweiten Fall gelang es dem Trä-
ger, Mittel der Kirche für eine Projekt zu-
gunsten von Arbeitslosen einzuwerben
und als "Sonstige öffentliche Mittel"
auszuweisen. 

Die Landes h a u s h a l tsordnung und die
Allgemeinen Ne b e n b es t i m m u n g e n

Die ESF-Förderung wird auf der
Grundlage der Landeshaushaltordnung
(LHO) und der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen zur Projektförderung oder
für Gebietskörperschaften (AN-Best-P
oder ANBest-GK) realisiert. Diese beiden
haushaltsrechtlichen Grundlagen ent-
halten eine Reihe von Bestimmungen,
deren sorgfältige Einhaltung den Pro-
jektträgern nur ans Herz gelegt werden
kann. Aus der Fülle der Vorschriften sei-
en hier drei wichtige genannt. Das "Ver-
bot des vorzeitigen Maßnahmebeginns"
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regelt, dass ohne einen ausdrücklichen
schriftlichen Bewilligungsbescheid oder
eine Ausnahme vom o. g. Verbot eine
Maßnahme nicht beginnen darf oder
Ausgaben für die Maßnahme getätigt
oder begründet werden dürfen. Das
" B e s s e r s t e l l u n g s verbot" regelt, dass Pro-
jektträger ihre Bediensteten grundsätz-
lich finanziell nicht besser stellen dürfen
als vergleichbare Landesbedienstete.
Die "Mitteilungspflichten" verpflichten
den Zuwendungsempfänger zur unver-
züglichen Mitteilung von Änderungen im
beantragten oder genehmigten Finanzie-
rungsplan, d. h. auch bei einer Verschie-
bung der Kostenstruktur bei unveränder-
ten Gesamtausgaben.

A n d e re EU-Pro g ra m m e
Neben der ESF-Förderung gibt es

eine Reihe anderer Förderinstrumente
der Europäischen Union, an denen nie-
dersächsische Projektträger federfüh-
rend oder als Partner beteiligt sind. Die
Finanzierungssystematik, die Art der  för-
derfähigen Ausgaben sowie die Förder-
höhe unterscheiden sich teilweise
grundsätzlich von den für die ESF-Förde-
rung in diesem Artikel dargestellten Prin-
zipien. Für diese anderen Förderinstru-
mente gibt es i. d. R. speziell zuständige
Beratungs- und Serviceeinrichtungen,
an die der Verfasser auf Nachfrage gern
verweist.
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Fortbildungsreihe 2001

für MitarbeiterInnen in der Flüchtlingsarbeit

Leitthema:
Auswirkungen europäischer Mi g rationspolitik auf die so z i a l e

Lebenssituation von Flüchtlingen und Mi g ra n t I n n e n

Tagungsort: 
Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Hannover-Stadt,

Marienstraße 22, 30449 Hannover

Zeit:
jeweils 10.00 bis 16.00 Uhr

T h e m e n ü b e r s i c h t :

2 0 . 0 3 . 0 1 “ Neue Grenzen in Zentral- und Oste u ropa – Folgen des EU-
B e i t r i t ts Ts c h echlens, Polens und Ungarns auf die Lebens-
wirklichkeit der Ei n w a n d e r l n n e n ”
Referent: Dominique John, Forschungsgesellschaft Flucht und

Migration e.V. (ffm), Berlin

1 9 . 0 6 . 0 1 “ B e d rohung für Europa? – Rahmenbedingungen der 
Mi g rationspolltik in Spanien versus Lebenswirklichkeit der 
d o rt lebenden Ei n w a n d e r I n n e n
Referentin: Isabel Basterra, DGB Bundesvorstand

1 8 . 0 9 . 0 1 “ Ein Land in Bewegung – Ursachen der Fluchtinnerhalb und 
aus der Türkei und Wa n d e r u n g s b e w e g u n g e n
Referent: Oguzhan Müftüoglu, freiberuflicher Wissenschaftler 

und Politiker, Ankara/Türkei

0 4 . 1 2 . 0 1 “Die Isolation der russischen Enklave Ka l i n i n g rad 
– EU-Erweiterung und ihre Auswirkungen auf die dortigen 
L e b e n s v e r h ä l t n i s s e
Referentin: Barbara Eßer, Universität Bielefeld

Teilnehmerzahl: max. 20
Teilnahmegebühren: keine
Leitung: Anke Egblomassö, Norbert Grehl-Schmitt

Anmeldung an:
Caritasverband f.d. Diözese Osnabrück e.V.
Referat Migration/Ausländische Flüchtlinge
Norbert Grehl-Schmitt
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück
Fax: 0541-341-991 Tel.: 0541-341-78
eMail: Ngrehl-Schmitt@caritas-os.de



Niedersächsische Volkshochschulen
und ihr Landesverband haben, vorberei -
tet durch mehrjährige Arbeitsbeziehun-
gen zum Beispiel der Volkshochschule
Braunschweig und eingebunden in ein
bundesweites Entwicklungsprojekt, eine
Partnerschaft mit der Slowakei aufge-
baut.

Im Rahmen des Projektes “Förderung
der Erwachsenenbildung in den Ländern
Mittel- und Osteuropas” kooperiert das
internationale Institut des Deutschen
Volkshochschulverbandes (IIZ/DVV) mit
der Akademia Vzdelavania, die ihren
Hauptsitz in Bratislava hat und 35 Ne-
benstellen im Lande unterhält. Die Bil-
dungsakademie ist ebenso wie der Deut-
sche Volkshochschulverband (DVV) in
Deutschland die größte und älteste Insti-
tution für Erwachsenenbildung in der
Slowakischen Republik. Sie ist ein nicht-
staatlicher, offener, gemeinnütziger Ver-
band, der historisch von den gleichen
Traditionen der Volksbildung ausging
wie der DVV.

In den 35 Nebenstellen der Akade-
mie unterrichten ca. 2000 Lehrerinnen
und Lehrer sowie Kursleiterinnen und
Kursleiter. Das Angebot umfasst zu 60%
Kurse der beruflichen Bildung in Weiter-
bildung und Umschulung, die in Zusam-
menarbeit mit dem Arbeitsamt oder auch
ansässigen Unternehmen geplant und
durchgeführt werden. Der Sprachenbe-
reich hat einen Anteil von 30%. Den
Schwerpunkt bilden die Kursangebote
für Englisch, zweite Sprache ist Deutsch.
In nur geringem Maße finden Kurse zur
“Interessensbildung” (politische Bil-
dung und Hobbys) statt.

Derzeit konkurrieren die Einrichtun-
gen der Bildungsakademie mit einer Viel-
zahl von Anbietern – ca. 8000 Einrichtun-
gen landesweit –, die qualitativ sehr un-

terschiedlich arbeiten. Die Bildungsaka-
demie ist in einer offiziellen Kommission
des Schulministeriums , die mit der Aus-
arbeitung gesetzlicher Akkreditierungs-
regelungen für die Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung befasst ist, vertreten.
Die Anerkennung der Einrichtungen wird
umfassen:
• Inhalte der Bildungsarbeit
• Pädagogische Dokumentation
• Nachweis und Dokumentation des

pädagogischen und nebenberuflichen
Personals

• Dokumentation der Unterrichts-
materialien

Die Erwachsenenbildung der Slowa-
kei erfährt keine öffentlichen finanziellen
Zuwendungen. Auch in Zukunft wird da-
mit nicht zu rechnen sein.

Die praktische Zusammenarbeit von
deutschen und slowakischen Einrichtun-
gen der Erwachsenenbildung konnte im
Oktober 2000 konkret eingeleitet wer-
den. Das IIZ/DVV hatte den Landesver-
band der Volkshochschulen Niedersach-
sens e.V. gebeten, die Arbeit der Bil-
dungsakademie zu unterstützen und Ko-
operationen mit Volkshochschulen auf
den Weg zu bringen. Die Reise einer De-
legation (hauptberufliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Volkshochschu-
len und des Landesverbandes) zur Zen-
trale der Bildungsakademie und einigen
ihrer Nebenstellen fand in der Zeit vom
1.10. – 6.10.00 statt und führte nach ei-
nem zweitägigen Aufenthalt in der
Hauptstadt Bratislava in die verschiede-
nen Provinzen mit ihren jeweiligen Ne-
benstellen, wo die Gruppe über die der-
zeitige Arbeit und die zukünftigen Pla-
nungen ausführlich unterrichtet wurde.
Der inhaltliche Austausch wurde dann in
einem dreitägigen Seminar in der Hohen
Tatra vertieft und führte zu ersten kon-
kreten Arbeitsvereinbarungen.

Die Zusammenarbeit zwischen der
Akademie, der Geschäftsstelle des Lan-
desverbandes und den Volkshochschu-
len wird sich auf die Bereiche Sprachen,
Bürgerliche (politische) Bildung und Ge-
sundheitsbildung, Berufliche Bildung
und EDV sowie EU-Projekte beziehen.

Im Sprachenbereich sind Abspra-
chen über die Durchführung fachmetho-
discher und didaktischer Praktika in
Deutschland für Englisch- und Deutsch-
Dozenten geplant, die dann in der Slowa-
kei als Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren wirken können. Möglicherweise
finden sich Interessentinnen und Inter-
essenten, die Deutschkurse in Sommer-
schulen der Slowakei durchführen wer-
den. Zusätzlich sollen unterrichtsprakti-
sche Seminare für Deutsch- und Eng-
lisch-Lehrkräfte in der Slowakei in zen-
tralen Orten veranstaltet werden.

Thematische Anregungen für die Be-
reiche Politische Bildung und Gesund-
heitsbildung sind zwar gefragt, stehen
aber in der Programmplanung zurück, da
vorrangig auf das Problem der Arbeitslo-
sigkeit mit den entsprechenden Maß-
nahmen der Weiterbildung und Umschu-
lung reagiert werden muss. Deshalb ist
es auch wesentlich, Berufsabschlüsse
und Qualifikationen im EDV-Bereich ab-
zustimmen und ihre europaweite Gültig-
keit zu sichern. Dazu wurde eine Verein-
barung zur Einführung des Europäischen
Computerpasses Xpert in der Slowakei
geschlossen.

Um die Arbeit zu vertiefen und ihr
auch in Niedersachsen eine Basis zu ge-
ben, bieten mehrere Volkshochschulen
Vorträge oder Bildungsurlaube zum
Rahmenthema “Die Slowakei auf dem
Wege nach Europa” an. Slowakische Kol-
leginnen und Kollegen sind Anfang Mai
Gäste der beteiligten niedersächsischen
Volkshochschulen und des Landesver-
bandes.
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Niedersachsen und die Slowakei 
– eine Partnerschaft

V O N  U T E  M A G O U L A S - FR A H M *

* Mitarbeiterin des LV der Volkshochschulen



Auf der Homepage des Auswärtigen
Amtes ist nachzulesen: “Ziel der Südost-
europapolitik der Bundesregierung ist
die langfristige und nachhaltige Stabili-
sierung der Gesamtregion. Sie genießt
für die Bundesregierung weiterhin höch-
ste Priorität, da die Region zu Europa
gehört und die Ereignisse dort uns un-
mittelbar berühren – nicht nur in Form
von Flüchtlingsströmen.”

Die absolute Priorität, die hier kon-
statiert wird, scheint die Gesprächsthe-
men der bundesrepublikanischen Bevöl-
kerung (noch) nicht erreicht zu haben.
Was wissen wir schon von dieser Region,
von den Ereignissen dort, von denen es
heißt, daß sie uns unmittelbar berühren?
– Sicher, da gab und gibt es die regel-
mäßigen Nachrichten über gewalttätige
Auseinandersetzungen, über Demon-
strationen, Wahlen und Wahlergebnisse,
nicht zuletzt über erfolgreiche Etappen
auf dem Weg zu Demokratie, wie jüngst
in Jugoslawien. Aber über diese Ere i g n i s s e
hinaus bietet unsere an Krisen orientier-
te Berichterstattung herzlich wenig Infor-
mation. Über den Alltag von Menschen,
die an den Folgen des Krieges, an ethni-
schen Konflikten und der Zerstörung
ganzer Wirtschaftszweige leiden, wissen
wir wenig, und von ihren tatkräftigen
Bemühungen um Verständigung, Demo-
kratisierung und Aufbau so gut wie
nichts. Wenn aber die Rede vom Zusam-
menwachsen in Europa ernst gemeint
ist, es nicht nur um die Angst vor Flücht-
lingsströmen gehen darf, sondern um
unsere europäische Nachbarn, sollten
wir uns dann nicht mehr interessieren?
Davon handelt dieser Bericht.

Volkshochschulen engagieren sich
Unter dem Motto “Südosteuropa –

Volkshochschulen engagieren sich für

Demokratie, Entwicklung und Verständi-
gung” stand eine Tagung, die das Institut
für Internationale Zusammenarbeit des
Deutschen Volkshochschul-Verbandes
(DVV) in Kooperation mit dem Thüringer
Volkshochschulverband e .V. vom 8. bis
10. November durchführte. 70 Erwachse-
nenbildner aus den Partnerorganisatio-
nen des IIZ/DVV in Südosteuropa und
den deutschen Volkshochschulen kamen
in Jena zusammen, um Kontakte zu knüp-
fen, konkrete Partnerschaftsprojekte zu
planen und Konzepte für eine stärkere In-
tegration des Themas Transformation in
das VHS-Angebot zu erarbeiten. 

In sieben Länderforen (Albanien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, FR
Jugoslawien, Kroatien, Mazedonien und
Rumänien) schilderten die Kolleginnen
und Kollegen aus den Projekt- und Koor-
dinierungsbüros des IIZ/DVV in Südost-
europa ein lebendiges Bild von ihrem All-
tagsleben und von den Herausforderun-
gen und Schwierigkeiten, denen sie täg -
lich als Erwachsenenbildner gegenüber-
stehen. Obwohl unsere Nachbarn in der
Balkanregion auf eine lange Tradition
von Erwachsenenbildung zurückblicken
können, fehlen ihnen heute vielerorts
die grundlegendsten Ressourcen, ganz
zu schweigen von den rechtlichen und fi-
nanziellen Rahmenbedingungen für ihre
Arbeit. Die Projekte des IIZ/DVV im Be-
reich der Erwachsenenbildung in Sü-
dosteuropa verstehen sich daher als
Beiträge zum Wiederaufbau und zur Ver-
besserung des Bildungsangebots. Sie
zielen ebenso auf die Verbesserung der
Existenzbedingungen wie auf die Förde-
rung der Partzipations- und Dialogfähig-
keit der Bevölkerung. 

Die Frage, wie langfristige Koopera-
tionen und gemeinsame Projekte zwi-
schen Volkshochschulen und südosteu-
ropäischen Erwachsenenbildungseinrich-
tungen aussehen könnten, stand im Mit-

telpunkt des zweiten Teils der Tagung.
Dazu wurde ein Potpourri von Kooperati-
onsmöglichkeiten aufgezeigt, das unter-
schiedlichste Handlungsfelder für poten-
tielle Partner eröffnet. Daß es bei all die-
sen Optionen aber um einen gleichbe-
rechtigten Dialog zwischen Partnern ge-
hen muß, und auch die Bundesrepublik
Deutschland vor dem Hintergrund der
nachhaltigen Entwicklung eine lernende
Gesellschaft ist, darüber waren sich alle
einig. Die Notwendigkeit des Voneinan-
der-Lernens wurde vor allem durch das
Stichwort der “Agenda-Partnerschaften”
unterstrichen. 

Neben dieser Frage ging es in einer
weiteren Arbeitsgruppe auch darum, das
Thema der “Transformation” stärker in
die Angebote von Volkshochschulen zu
integrieren und mögliche Konzepte dafür
zu erarbeiten. Nach dem best-practice-
Prinzip stellten Kolleginnen und Kollegen
dar, wie sie aus Partnerschaftsprojekten
heraus Programmangebote entwickelt
hatten. 

Die Arbeit in den Länderforen und Ar-
beitsgruppen wurde ergänzt und berei-
chert durch einige Vorträge und Impulse:
Da war zunächst der Eröffnungsvortrag
von Norbert Winterstein, Bosnien- und
Kosovo-Beauftragter der Hessischen
Landesregierung und Mitarbeiter im
Team von Hans Koschnik: Ohne Übertrei-
bung kann man sagen, daß Herr Winter-
stein es durch seinen ausgesprochen le-
bendigen, mit anschaulichen Erlebnis-
sen und authentischen Erfahrungen
durchsetzten Vortrag über “Wege zu De-
mokratie und Frieden in Südosteuropa”
vermochte, die Tagung in seinen Bann zu
ziehen und ihr einen kompetenten und
engagierten Einstieg ins Thema zu eröff-
nen. Auch die von Christian Wilmsen (Re-
feratsleiter für entwicklungspolitische
Bildungs- und Informationsarbeit im
Bundesministerium für wirtschaftliche
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Südosteuropa als Thema der 
Volkshochschulen

V O N  G U N D U L A  F R I E LI N G *

* Mitarbeiterin des Institutes für Internationale Zu-

sammenarbeit des DVV
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Zusammenarbeit und Entwicklung) vor-
g e t ragenen acht Thesen zu entwicklungs-
politischen Wissens- und Meinungsmu-
sters in der deutschen Öffentlichkeit”
wurden von den Teilnehmenden mit
großem Interesse aufgenommen und im
Hinblick auf ihre Kenntnis der Situation
in Südosteuropa diskutiert. Monika Mott
vom KulturKontakt Austria gab den Teil-
nehmenden viele hilfreiche Erläuterun-
gen und Informationen zur “Rolle der Bil-
dung im Stabilitätspakt”. Diskutiert wur-
de vor allem darüber, daß die Erwachse-
nenbildung zwar in unterschiedliche
Handlungsfelder integriert sei, darüber
hinaus aber keine eigenständige (bil-
dungspolitische) Rolle spiele. Den Ab-
schluss der Tagung bildete ein Podiums-
gespräch, in dem noch einmal die ethni-
schen Konflikte und wirtschaftlichen wie
sozialen Probleme der Region im Vorder-
grund standen. Unter der Leitung von
Christian Schmidt-Häuer, Die ZEIT, wurde
die Frage “Welche Politik für Südosteu-
ropa?” auch im Hinblick auf das Instru-
mentarium des Stabilitätspaktes kontro-
vers diskutiert.

Ein Auftakt für die weitere Praxis
Die Tagung verstand sich als ein Auft-

akt, mit dessen Hilfe das Thema im Kon -
text von Volkshochschularbeit ein größe-
res Gewicht gewinnen sollte. Inzwischen
sind tatsächlich einige erfolgverspre-
chende Kooperationen initiiert worden
und das Interesse an einem langfristigen
Fachaustausch scheint geweckt. Auch im
Hinblick auf die Integration des Themas
in die Bildungsangebote von Volkshoch-
schulen gibt es einen fächerübergreifen-
des Interesse. Hier stellt sich allerdings
noch die Frage nach dem Wie. Brauchen
wir eher eine Handreichung, die die Auf -
nahme des Themas erleichtert? Oder ist
doch eine groß angelegte “Bildungskam-
pagne für Europa” vonnöten, die in der
Lage wäre, ein Bewußtsein für den eu-
ropäischen Integrationsprozess insge-
samt zu schaffen? Diese und weitere
ähnliche Fragen wurden in einem Works-
hop, der im Februar in Hamburg statt-
fand, intensiv diskutiert. Auf Initiative
der Arbeitsgemeinschaft der nördlichen
Volkshochschulverbände und in Zusam-
menarbeit mit dem IIZ/DVV trafen sich
dort 25 Mitarbeitende aus Volkshoch-
schulen und Landesverbänden, die zum

einen über bereits bestehende Länder-
schwerpunkte diskutierten, zum ande-
ren aber auch nach Hilfestellungen für
die projektierte Arbeit suchten. Vorläufi-
ges konkretes Ergebnis des Workshops
war die Bitte an das IIZ/DVV, einen Infor-
mationspool zu erarbeiten, mit dessen
Hilfe Südosteuropa-Institutionen, Mu-
seen u.ä. genauso abgefragt werden
könnten wie potentielle Referenten und
aktuelle Länderinformationen. Das IIZ/
DVV wird das Thema weiter verfolgen
und auch noch eine Tagung zu dieser Re-
gion anbieten. 

Was ist das IIZ/DVV?
Das Institut für Internationale Zu-

sammenarbeit (IIZ/DVV) arbeitet als In-
stitut des Deutschen Volkshochschul-
Verbandes seit annähernd 30 Jahren im
Bereich der entwicklungsorientierten Er-
wachsenenbildung. Es kooperiert mit
staatlichen, zivilgesellschaftlichen und
universitären Partnerorganisationen der
Erwachsenenbildung in fast allen Teilen
der Welt. 

Die Leitlinien des IIZ/DVV betonen
• die orientierende und qualifiziere n d e

Funktion der Erwachsenenbildung als
Bestandteil des lebenslangen Le r n e n s ,

• ihre emanzipatorische Bedeutung
für die gesellschaftliche und indivi-
duelle Entwicklung,

• die historische Bedingtheit und kul-
turelle Prägung ihrer Ziele, Inhalte,
Formen und Methoden,

• die letztlich moralisch begründete
Solidarität mit den Entwicklungsbe-
strebungen der Menschen in den
Partnerländern,

• die fachliche Qualität der Zielset-
zung, die in einer partnerschaftli-
chen und kooperativen Zusammen-
arbeit anzustreben ist.

Inhaltliche Schwerpunkte der ent-
wicklungsorientierten Erwachsenenbil-
dung liegen in der Grund-, Umwelt- und
Demokratiebildung, besondere Ziele da-
bei sind Armutsbekämpfung, Frauenför-
derung und Selbsthilfestärkung. Die Ko-
operationsprojekte mit den Partnern
streben Einkommensverbesserungen
benachteiligter Bevölkerungsgruppen
an, richten sich auf die Integration von
Menschen in Arbeitsprozesse und stär-
ken die Arbeit in Kooperativen. 

Die Arbeit des IIZ/DVV wird vor allem
aus Zuwendungen des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, des Auswärtigen Am-
tes sowie der Europäischen Union finan-
ziert. Es versteht sich selbst nicht als Ge-
berorganisation sondern als Fachpart-
ner, der Erfahrungen und Ressourcen in
gemeinsame Vorhaben mit einbringt und
stets von den Partnern lernt. Seine Pro-
jektarbeit
• betont die Aus- und Fortbildung von

Erwachsenenbildnern,
• ermöglicht praxisorientierte Evalu-

ierung und Forschung,
• fördert die Entwicklung von Lehr-

und Lernmaterialien,
• unterstützt die institutionelle und

materielle Infrastruktur,
• leistet Beratung bei Prozessen der

Organisationsentwicklung,
• trägt zur Anerkennung und Absiche-

rung der Erwachsenenbildung bei,
• pflegt die Zusammenarbeit mit 

regionalen und internationalen 
O rg anisationen. 

War die entwicklungsbezogene Er-
wachsenenbildung zunächst auf die Ent-
wicklungsländer in Afrika, Asien und Lat-
einamerika konzentriert, so stellten sich
für das IIZ/DVV seit Anfang der 90er Jah-
re neue Aufgaben und Herausforderun-
gen durch die Veränderungen in Mittel-,
Ost- und Südosteuropa und den fort-
schreitenden europäischen Einigungs-
prozeß, die durch entsprechende Län-
derprojekte und seit kurzem durch das
Re g i o n a l p rojekt “Erwachsenenbildung in
Südosteuropa – Beiträge zu Demokratie,
Stabilität und Entwicklung” wahrgenom-
men werden.

Zusätzlich zur Entwicklungszusam-
menarbeit mit weltweiten Partnern ist
das IIZ/DVV daran interessiert, die Erfah-
rungen und Kenntnisse aus dieser Arbeit
auch an die Volkshochschulen in der
Bundesrepublik Deutschland weiterzu-
geben. Als Institut des Volkshochschul-
Verbandes richtet es sich an das Netz-
werk der 16 Landesverbände sowie an
die etwa 1.000 deutschen Volkshoch-
schulen. Mit einem im IIZ/DVV angesie-
delten Projekt wird versucht, die ent-
wicklungsbezogene Bildung im Volks-
hochschulbereich zu fördern.
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Die Pro j e k t i d e e
Die Umsetzung der Lokalen Agenda

21 ist eine konkrete Aufgabe, in der sich
Bürger in den Kommunen einbringen
können. Ihre Idee zur Entwicklung von
Ökologie, Ökonomie und sozialem Enga-
gement ist eine auch eine zentrale Auf-
gabe in und für Europa. Die LEB betreut
jetzt seit 2 Jahren – gemeinsam mit dem
örtlichen Freizeit- und Kulturkreis Bokel-
Augustfehn – ein Pilot-Projekt der Loka-
len Agenda 21 und hat hier erfolgreich ei-
ne Bürgeraktivierung eingeleitet. Dieser
Prozeß soll auf andere Europäische Ge-
meinden übertragen werden (Transfer
von Know-how).

Neben den bestehenden Kontakten
zu Salir (Portugal), gibt es seit Mai 2000
auch erste Projektideen mit Partnern in
Ungarn.

Das angedachte Verbundsystem von
parallelen Bildungsinitiativen (“Bürger-
schulen”) in Europäischen Landgemein-
den kann konkret aufzeigen, wie auch
kleinere Gemeinde Europas partner-
schaftlich zusammenarbeiten können. 

Durch die lokale Anbindung können –

zeitlich parallel in den drei Ländern –
Bürger Ideen zur Ortsentwicklung um-
setzen und gleichzeitig Qualifizierungs-
hilfe in den Bürgerschulen in Anspruch
nehmen. 

So zeigen z. B. die (wieder) genutz-
ten Schul-/Seminargebäude in allen drei
Landregionen den besonderen Stellen-
wert des “lebenslangen” Lernens auf
und sind entwickeln sich damit zu – gänz-
lich neuen ! – Schulen für Europäische
Bürger.

Die  LEB arbeitet mit vielen kleinen
Landgemeinden und Vereinen/Verbän-
den in Niedersachsen in Fragen der Er-
wachsenenbildungsarbeit zusammen.
Diese kleineren Gemeinden und lokalen
Vereinigungen haben bisher nur selten
Kontakte in Europäische Partnerländer.
Das wäre jedoch von großem Interesse,
denn gerade die lokal Aktiven können
sehr praktische und für die Menschen
nutzbare Partnerschaftsideen in den ge-
meinsamen Prozeß einbringen.

B e te i l i gte aus Ungarn, Po rtugal und
D e u ts c h l a n d

Grundlage der Arbeit bildet dabei die
jeweilige Ortspartnerschaft (in traditio-

neller Form) zwischen den einzelnen Ge-
meinden.

Das Besondere  dieser europäischen
Partnerschaftsidee liegt auch darin, dass
neben den (administrativen) Landge-
meinden aus Deutschland, Ungarn und
Portugal zwei weitere wichtige Akteure
hinzukommen:
• Vereine und Verbände aus der Regi-

on, die Europäische Arbeit leisten
möchten, auch ergänzt um nichtorga-
nisierte aktive Bürger

• “Europa-Bürgerschulen”, die diesen
breit angelegten Aktivierungsprozeß
mit vorbreiten und anschließend wei-
ter für Koordinierungsaufgaben und
europäische Bildungs- und Informa-
tionsaufgaben zur Verfügung stehen. 

Die bisherigen Pro j e k t - B e te i l i gte n
Region Ko m a ron / Esztergom / Bakony

(Ungarn):
• sechs Gemeinden aus der Region  (in

unterschiedlicher Form)
• Heimat- und Musikvereine aus die-

sen Orten, Schule und Chöre, Bürger
• M i n d e r h e i t e n s e l b s t verwaltungen aus

der Region
• Pädagogische Institute 
• Initiative “Bürgerschulen” in der Re-

gion Komarom/Esztergom

Region Salir und Umgebung (Po rt u g a l ) :
• Regionalentwicklungsgruppe IN LO CO
• Kreisgruppe Ökologischer Landwirte
• Bürgerschule Salir

Region We s e r-Ems (Niedersachsen/
D e u t s c hland ):
• drei Gemeinden Berne, Bockhorn

und Jade aus dem Regierungsbezirk
Weser-Ems  

• Augustfehn/Agenda 21 - Projekt Bür-
gerschule

• Interessierte Vereine ( z.B. Kulturver-
eine und Ortsbürgervereine )

E u ropäische Bildungspartnerschaft zum Thema
Agenda 21 mit Partnern in Po rtugal und Ungarn

Orts- und Bürgerpartnerschaften im Sinne der Agenda 21

H E I N Z  -  J Ü R G E N   A H L E R S *

* pädagogischer Mitarbeiter der LEB Niedersachsen



• Initiativen zum sanften Tourismus
• interessierte kleine Unternehmen

und nicht organisierte Bürger

M ö g l i c h k e i ten der Zusammenarbeit
Die Möglichkeiten der Zusammenar-

beit im Projekt können in sehr unter-
schiedlicher Form erfolgen. Folgende we-
sentlichen Punkte wurden auf einer ge-
meinsamen  Tagung  mit Vertretern aus
Ungarn und Portugal im Oktober 2000 in
Hannover herausgestellt:
• Die Zusammenarbeit soll für alle Bür-

ger offen sein und damit aus einem
b reiten Fundament heraus geschehen

• Vereine und Bürger haben einen be-
sonderen Stellenwert in den beab-
sichtigten Partnerschaften

• Kultur und Fremdenverkehr können
Schwerpunkte für den Austausch
werden

• In der Agenda 21 sind alle Bereiche
des gesellschaftlichen Lebens ange-
sprochen, sie bietet damit eine Viel-
falt von Vorhaben für eine zukunfts-
fähige und nachhaltige Zusammen-
arbeit. Das gilt insbesondere für
Chancen in Zusammenhang mit Min -
derheiten in den jeweiligen Staaten.
Hier können positive Beispiele z.B.
aus Ungarn mit eingebracht werden.

• Engagierte Personen und Moderato-
ren sollen für das Vorhaben gewon-
nen werden

• Die beteiligten drei Gemeinden aus
Weser-Ems streben eine konkrete
Gemeindepartnerschaft mit drei  Ge-
meinden in Ungarn an. Das Projekt
Bürgerschule im Landkreis Ammer-
land bringt die Erfahrungen aus dem
Prozeß der Lokalen Agenda 21/ Inter-
nationale Vernetzung mit ein. 

• In Portugal/Algarve soll über die
LEB-Partnerorganisation IN/LOCO ei-
ne Landgemeinde für diesen Prozeß
gewonnen werden. Wegen der gro-
ßen Entfernung wird hier jedoch nur
eine partielle Mitwirkung möglich
sein.

• Alle Kontakte sollen durch ein Arbeit-
sprojekt “Europäische Bürgerschu-
len” unterstützt und von der LEB be-
gleitet werden. 

Weitere Vorgehensweise/Planungen
in 2001
• Im März 2001 wird eine Gruppe mit

Vertretern aus den 3 niedersächsi-
schen Gemeinden  und dem Projekt
Bürgerschule - Lokale Agenda 21 die
Gemeinden und die anderen beteilig-
ten Einrichtungen in Ungarn besu-
chen um die Zusammenarbeit mit
den ungarischen Partnern  abschlie-
ßend vorbereiten. 
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The project
In an ADAPTproject, which took

place from 1997-2000, the Bildungswerk
DAG and their partners qualified about
500 employees from small and medium-
sized companies based in the Elbe-We-
ser Region in North Germany.

One of the main aspects in the
project was the transnational work. The
following article will give the results of
the transnational activities which took
place.

In the course of the above - m e n t i o n e d
period, the following companies were
involved either in a continuous or
temporary exchange of ideas and
information concerning their project
aims, developments, success,
difficulties and effectiveness:

The partners
• BWDAG Oldenburg

Peter Lampe
• inlingua Oldenburg

Daran Dargan
• AV Edge, Dublin

Leo Casey and Sue Russell
• University of Wales, Lampeter 

Helen Williams
• Ineditos Viables, Barcelona

Octavio Mondelo
• Boutiques de Gestion, Paris

Marc Mery, Marie-Charlotte 
Menard

• Euro Strategie, Milan + Perugia
Francesco Micci

• University of Lancaster
David Willey

In the course of the different
transnational meetings which took 
place the following companies worked
on the projects on a smaller scale, 

often participating on just one or two
individual transnational meetings.
• Suter Dentallabor, Bremervörde
• Ajuntament de Vic, Vic, Catalunia
• UIP, Dublin
• RTE, Dublin
• IMPE, Barcelona
• Fundacio Atlas, Barcelona
• Blarney Stones Enterprises

The project brought together several
companies working within the project
which were able to share and pass on 
information about smaller-sized 
companies which were undergoing a 
relatively quick change in their size,
market and hence their working patterns
and environments. 

From the view of the companies 
participating directly in the project, one
can say that  a transnational co-
operation requires a lot of effort, and
one of the problems confronted is that
most of the companies mentioned had

Innovation and Qualification
Big Changes in Small Firms – A Transnational Partnership

D A R A N  D A R G A N ,  S U E  R U S S E L ,  P E T E R  L A M P E

* Daran Dargan und Sue Russel haben als freie Mit-

arbeiterInnen im ADAPT-Projekt gearbeitet;

Peter Lampe ist Päd. Mitarbeiter im Bildungswerk

der DAG in Oldenburg



one person dealing with the tra n s n a t i o n a l
aspects of the projects, however often
the responsible people had many other
tasks to do and so it proved difficult to
e f f e c t i vely implement international ideas
into the individual projects, once the
main meeting had taken place.

The meetings themselves were all,
without exception, fruitful and it was
particularly interesting to swap views

and meet companies and their workers
from Germany, Ireland, England, Wales,
France, Italy and Spain. It became clear
that many of the companies were
experiencing similar problems in grow t h ,
whereby there were sometimes regional
differences within the comparisons. 

Most of the co-operating tra n s n a t i o n a l
partners would see a good reason to
continue working together on future

projects. There was a particularly good
understanding between the Irish, Welsh,
English and German partners with 
definite intent on continuing working 
together in the future. 

The meeting took place in all of the
a b ove-mentioned cities or countries with
the individual transnational partners 
organising themselves into different
groups.
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The results
Lets listen to one of the participants

- Sue Russel:

1. In your opinion which have been 
the most important transnational 
a c t i v i t i e s ?

One of the most important aspects
of the Transnational Activities for the Big
changes for Small Firms project was the
contact with SMEs in Germany and Wa l e s .
It enabled us to make our final product
truly European. AV Edge worked with
the BW-DAG and the University of Wales
at Lampeter from the earliest days of the
p roject. T h e re was a great deal of two-way
communication around the aims of our
project and we were able to keep our
p a rtners well informed as to our pro g re s s .
The result was that when we finally came
to picking SMEs to participate in the
project, our Transnational Partners were
able to make suitable contacts for us. In
Germany we worked with Suter Dental-
technik in Bremervörde, where we spent
a day on location filming with them. Our
Germany partners also facilitated us
with any language and translation 
difficulties that we had. The comparison
between the German SME and the Irish
were very valuable for viewers and users
of the pack.

The other important aspect was that
we could validate the results of our own
research as to the main training/change
management needs of Irish companies.

The research carried out by the 
German partner mirrored the feedback
we were getting from talking to Irish
SMEs so that was very valuable in 
designing the themes of our pro g ra m m e s .

4. Which personal experiences have 
you made in the course of the 
p roject? .... Peter I assume you me
an here in relation to the 
Transnational end of the project 
rather than the project as a whole?

I personally learned a great deal
from the Transnational partnership 
particularly in terms of finding common
ground between very diverse projects
and managing to find suitable work
schedules and activities when the 
projects were at very different stages of
progress. The time lag between partners
was quite difficult, for example, the
Welsh project was very slow to start and
this made drawing up work plans quite
difficult. But it was a learning experience.

Working with a partner from another
country also gives you an insight as to
h ow systems and people work differe n t l y.
For example the system for organising
Education in a Trade Union context is
very organised in Germany - rather more
haphazard in Ireland. In Wales it was 
easy to identify with the difficulties they
had in terms of their geographical 
isolation from main centres of
population. Although Dublin is a capital
city, Ireland has traditionally suffered
from being at the periphery of the
C o n t i n e n t i a l mainland - although this
difficulty has been largely over come
now.

Finally the simple social contact 
between Europeans should not be 
underestimated and when it is linked 
into a real working partnership I
believe that it can only enhance our 
understanding of each other.
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2. H a ve there been any real effects 
resulting from the transantional 
w o r k
a) for your org a n i s a t i o n
b) for the part i c i p a n t s

The effect for our organisation is
that we have established a good contact
both in Wales and Germany which may
lead to cooperation in other projects.

The Welsh connection lead also to
contact being made with a Welsh TV 
production company. While nothing has
come of it as yet, there may be 
possibilities in the future.

For our participants – the effect
would only be in so far as they could
see from watching the TV programmes
that the kinds of problems and issues
they faced were common to small
business everywhere. Also the Irish
companies who participated in a
workshop towards the end of the
project did get the chance to meet the
owner of the German company so there
may be other spin-offs to that meeting
which we are not aware of.

3. Would you the consider the 
t ransnational part of the project to 
h a ve been effective and successful?

Yes It was effective and successful.
The main ingredient in this success was
that all partners wanted to carry out so-
me “real” work, as opposed to just mee-
ting and talking. For example in Wales
we were able to provide some location
training for our WElsh partner who
accompanied us on our day’s shoot. T h i s
kind of cooperation was characteristic
of the partnership.
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Die Ursprünge der Europäischen Union1

Bevor der europäische Gedanke sei-
nen konkreten Niederschlag in dem poli-
tischen Projekt der Europäischen Union
fand und zum erklärten Ziel der Politik
wurde, war er lange auf den Kreis der P h i-
losophen und Schwärmer beschränkt:
Erasmus, der vor 500 Jahren in Rotter-
dam geboren wurde, studierte in Paris,
promovierte in Turin und lehrte mehr als
ein Jahrzehnt in Cambridge. Er starb in
Basel. Gre n zen spielten für ihn keine Ro l l e .

Die sich darin widerspiegelnde Idee
der Ve reinigten Staaten von Eu ropa wurd e
endgültig zerstört, als nach dem wirt-
schaftlichen und technischen Auf-
schwung im 19. Jahrhundert und Anfang
des 20. Jahrhunderts der Nationalismus
überhandnahm.

Erst aus dem Widerstand gegen den
Totalitarismus im zweiten Weltkrieg ent-
stand ein Konzept für das Zusammenle-
ben der Europäer, das die Möglichkeit er-
öffnete, die nationalen Gegensätze zu
überwinden.

So gelang es, die ehemaligen Kriegs-
gegner Belgien, Frankreich, Deutsch-
land, Italien, Luxemburg und die Nieder-
lande an einen Tisch zu bringen und ei-
nen Neuanfang zu versuchen. 1952 grün-
deten diese Staaten die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl. Getreu
dem Motto “Wer nicht mehr frei über
Energie und Stahl verfügen kann, erklärt
keine Kriege” sollte Frieden in Europa ge-
schaffen werden.

1957 wurden durch die Unterzeich-
nung der Römischen Verträge die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
und die Europäische Atomgemeinschaft
(Euratom) gegründet. 1973 traten Däne-
mark, Irland und das Vereinigte Köni-
greich, 1981 Griechenland und 1986 Spa-

nien und Portugal der Europäischen Ge-
meinschaft bei.

Mit der Wiedervereinigung Deutsch-
lands im Jahr 1990 erhöhte sich die Ein-
wohnerzahl der Gemeinschaft um weite-
re 18 Millionen. 1993 wurde aus der Eu-
ropäischen Gemeinschaft die Europäi-
sche Union. Durch den Beitritt Öster-
reichs, Finnlands und Schwedens im Jahr
1995 verfügt die Europäische Union über
370 Millionen Einwohner, eine Gesamt-
fläche von 3.337.000 km2 und 15 Mit-
gliedstaaten.

Binnenmarkt und Währungsunion
Der Binnenmarkt ist für alle Europäer

von großer Bedeutung. Seit 1986 werden
innerhalb der Gemeinschaft keine Zölle
mehr erhoben. Am 1. Januar 1993 wurde
der Plan eines einheitlichen Europäi-
schen Marktes Wirklichkeit. Die Grenz-
kontrollen wurden abgeschafft. Unter-
nehmen können ihre Waren und Dienst-
leistungen in allen EU-Mitgliedstaaten an-
bieten. Aufgrund des freien Kapitalver-
kehrs kann man sein Geld überall in der
EU anlegen. Die vielleicht wichtigste Neue-
rung ist, daß alle Unionsbürger überall
in der EU ohne Einschränkung reisen,
leben, lernen und arbeiten können.

Ansprüche aus der Renten- und Kran-
kenversicherung, die in einem anderen
Mitgliedstaat erworben wurden, gehen
nicht verloren.

Aufgrund der gegenseitigen Aner-
kennung von Diplomen können Unions-
bürger auch in ihrem erlernten Beruf wei-
terarbeiten. Durch Bildungsprogramme
wie z.B. SOKRATES und LEONARDO hilft
die EU ihren Bürgern, Auslandserfahrun-
gen zu sammeln und das gegenseitige
Verständnis in der kulturellen Vielfalt Eu-
ropas zu fördern.

Die logische Weiterentwicklung des
Binnenmarktes ist die Wirtschafts- und
Währungsunion. Im Jahre 2002 wird der

Euro eingeführt, der die nationalen Wäh-
rungen ablöst.

Durch die einheitliche Währung wird
es noch einfacher, in einem anderen Mit-
gliedstaat zu leben und zu arbeiten. Dar-
über hinaus entfallen Umtauschgebüh-
ren und Währungsspekulationen, und
eine größere Preistransparenz dient dem
Wettbewerb und dem Verbraucher.

Alt werden in Europa

Demographisches Profil
Die Ergrauung der Gesellschaft, der

Altenberg, die Altenlast, die Zukunft des
Generationenvertrags, die Finanzierung
des Sozialstaats – das sind die Schlag-
worte, die die politische Debatte über
ältere Menschen in den Gesellschaften
Europas charakterisieren.

Wie stellt sich die demographische
Entwicklung in Europa dar?

Beträgt der Anteil der über 60-jähri-
gen nach Europa in Zahlen zur Zeit etwa
20% der Bevölkerung, so wird für das
Jahr 2010 mit 23,8 % gerechnet und für
2020 mit 26,7%. Pa rallel dazu wird we g e n
der niedrigen Geburtenrate der Anteil
der Jugendlichen (0 – 19 Jahre) von der-
zeit rund einem Viertel der Bevölkerung
auf etwa ein Fünftel sinken. Die prognos-
t i z i e rte Abnahme des Anteils der Jugend-
lichen erscheint wie ein Spiegelbild der
Zunahme des Anteils der Senioren im
gleichen Zeitraum. Die Bevölkerungs-
gruppe zwischen 20 und 59 Jahren ver-
dünnt sich von derzeit 54,9 % auf 52,9 %
im Jahr 2020. Dieser EU-Schnitt variiert
zwar in den einzelnen Ländern (Däne-
mark, Deutschland und Großbritannien
altern am stärksten), der Trend läßt sich
aber in allen 15 Mitgliedstaaten der EU
beobachten.2

Altenpflege in Europa

V O N  A N D R E A S  B A R T E L S *

* Päd. Mitarbeiter bei ARBEIT UND LEBEN in Göttin-

gen, Fachbereich Gesundheit und EU-Projekte
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E u ropäische Ansätze in der Alte n a r b e i t
Die demographische Herausforde-

rung mit ihren Konsequenzen für die
Finanzierung der Renten, für die Wettbe-
werbsfähigkeit der Volkswirtschaften
und für die Politikgestaltung stellt ein
gesamteuropäisches Phänomen dar, das
europäische Lösungsansätze erfordert.

Die folgenden sechs Punkte um-
reißen die wesentlichen Dimensionen
der demographischen Herausforderung:

1 . Eu ropas Bevölkerung wird bis zum
Jahr 2020 zu etwa einem Vi e rtel aus
S e n i o ren bestehen, d.h. Menschen über
sechzig, die zum größten Teil aus dem
E r werbsleben ausgeschieden sind. Die
Systeme der sozialen Sicherheit stehen
damit vor einer Belastung, für die sie
nicht eingerichtet sind.

2 . Das Re n t e n versicherungssystem der
j e weiligen Länder wird bei einem höhe-
ren Anteil von Zahlungsempfängern bei
vo raussichtlich sinkender Zahl von Bei-
t ragszahlern stärker als bisher bela-
stet. Damit wird es zu einer Erhöhung der
sozialen Lasten von Arbeitnehmern, Ar-
beitgebern und öffentlicher Hand kom-
men. Daraus folgen Ve rt e i l u n g s k o n f l i k-
te und Belastungen für die Ko n k u r re n z-
fähigkeit des Wi rt s c h a f t s s t a n d o rt e s
Eu ro p a .

3 . Mit dem steigenden Anteil an Hoch-
betagten mit erhöhtem Pflegerisiko
we rden die finanziellen Lasten, die vo n
den Krankenkassen und Gesundheits-
diensten zu tragen sind, ebenfalls stei-
gen. Höhere Kosten der medizinischen
Ve r s o rgung entstehen aber auch durc h
medizinischen Fo rt s c h r i t t .

4 . Nimmt man die Wahlbevölkerung als
Ausgangsbasis, ist der Anteil der Alten
noch höher als ihr Anteil an der Gesamt-
bevölkerung anzusetzen. Diese Ve r ä n-
derung der Struktur der Wa h l b e v ö l k e-
rung und die möglicherweise größere
B e reitschaft der (jüngeren) Senioren zur
I n t e re s s e n a rtikulation und Po l i t i k g e-
staltung wird die Politik in den euro p ä i-
schen Ländern beeinflussen. Seniore n
we rden zumindest als Wähler in Eu ro p a
stärker mitbestimmen.

5 . Die Senioren erzeugen eine gro ß e
N a c h f rage nach Konsumgütern und
Dienstleistungen, da ein großer Teil der
künftigen Re n t n e rg e n e ration wohlha-
bender ist als die heutige. Es kommt zu
einer St r u k t u rveränderung der Ko n-
s u m n a c h f rage und folglich mit Sicher-
heit auch des Angebots. Seien es Re i-
sen, Fre i zeitdienstleistungen, soziale
oder medizinische Dienste, spezielle
Lebensmittel und Haushaltsgeräte oder
Arzneimittel – viele Wi rt s c h a f t s b ra n c h e n
we rden von der Alterung der Gesell-
schaft pro f i t i e ren. Auch die Nachfra g e
nach sozialen und personengebunde-
nen Dienstleistungen, die von der öf-
fentlichen Hand oder den Beitra g s z a h-
lern zu tragen sind, wird anwachsen.
Um sie zu decken, muß Personal ausge-
bildet, eingestellt und finanziert we r-
den. Dabei ist mit ausgeprägten re g i o-
nalen Unterschieden zu rechnen. Die
Sozialpolitik muß durch Umstrukturie-
rungen der Verschiebung von Gewich-
ten dieser Entwicklung Rechnung tra-
gen, um Ve rt e i l u n g s g e rechtigkeit zu
verwirklichen und das Sozialstaatsmo-
dell zu sichern.

6 . Das Zusammenwachsen Eu ro p a s
w i rd mit seinen direkten und indire k t e n
Folgen zu einem We t t b e werb der sozia-
len Ve r s o rgungssysteme und auch der
S e n i o renpolitiken führen. Angesichts
verschiedener Systeme der sozialen Si-
cherheit we rden die Kosten in den je-
weiligen Ländern unterschiedlich auf-
g e b racht bzw. auf verschiedene Schul-
tern ve rteilt we rden. Auch die Le i s t u n-
gen an die Menschen va r i i e ren stark.
Der Druck auf die Sozialstaatsmodelle
steigt durch die verschärfte wirt s c h a f t-
liche Ko n k u r renz im Binnenmarkt und
d u rch die wirtschaftlichen Kriterien für
die Wi rtschafts- und W ä h r u n g s u n i o n .
Bei der Frage der Finanzierung und der
O rganisation ihres Sozialsystems ste-
hen die Länder also vor Hera u s f o rd e-
rungen, die auch wirtschaftliche St a n-
d o rt vo r- und -nachteile betre f f e n .

Erfahrungen aus anderen Ländern
werden sich auf die politische Diskussi-
on auswirken. Die erwartete höhere Mo-
bilität der Erwerbstätigen und der Ruhe-
ständler, die den Platz an der Sonne su-
chen, erfordert verstärkte europäische
Zusammenarbeit.

Auf der Suche nach praxisnahen Lö-
sungsansätzen könnten die folgenden
Aktivitäten einen Beitrag leisten:
• Internationale Begegnungen in der

Altenarbeit (Senioren und Fach- und
Führungskräfte in der Altenpflege/
Altenhilfe) zum Kennenlernen der je-
weiligen regionalen Versorgungs-
strukturen und der Rahmenbedin-
gungen der Altenarbeit in Europa.

• Entwicklung europäischer Partner-
schaften von Akteuren in der Altenar-
beit: z.B. ein deutsches Altenpflege-
heim kooperiert mit Altenpflegehei-
men in England und Dänemark und
tauscht sich hinsichtlich qualitäts-
sichernder Maßnahmen in der statio-
nären Altenpflege aus.

• Europäische Workshops zu berufsre-
l e vanten Themen: z.B. EDV in der Alten-
pflege, Instrumente zur Einstufung
der Pflegebedürftigkeit in Europa.

Es bleibt zu hoffen, daß die Europäer
die mit der demographischen Herausfor-
derung verbundenen Chancen nutzen
und mit Hilfe diverser Europäischer Akti-
vitäten eine vorausschauende Senioren-
politik durch Austausch von Erfahrungen
und konzeptioneller Arbeit gestalten. Eu-
ropäisierung in diesem Sinne bedeutet,
daß Koordinierung und Erfahrungsaus-
tausch auf allen Ebenen stattfindet und
eine Katalysatorwirkung entfaltet und
Synergieeffekte für die eigene Senioren-
arbeit bewirkt.

Anmerkungen

1 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.), Europa

2000 – Die Europäische Union, Köln 1998

2 Europa in Zahlen, Luxemburg (Eurostat) 1993, S. 81
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Die sozialen Versorgungssysteme in
Eu ropa stehen aufgrund der EU - weit sicht-
baren demographischen Entwicklung vor
gewaltigen Strukturveränderungen, die
bereits jetzt nachhaltigen Einfluß auf die
j e weiligen nationalen Ausbildungssysteme
im Sozial- und Gesundheitswesen haben.

Von daher haben bereits einige EU-
Länder (z.B. Niederlande, Dänemark,
Vereinigtes Königreich) erfolgreich eine
Reform ihres Ausbildungssystems im So-
zial- und Gesundheitswesen vorgenom-
men, die sich wie folgt charakterisieren
läßt:

Ausbildung zu Generalisten bei gleich-
zeitiger Stufenausbildung

In Deutschland befinden sich derarti-
ge Reformbemühungen noch am Anfang.

Sowohl die Qualifizierungen in der
Pflege als auch für den therapeutischen Be-
reich erfolgen noch weitgehend separat
und gewährleisten bisher weder eine
vertikale noch eine horizontale Durchläs-
sigkeit.

Vor diesem Hintergrund hat die Fach-
schule für Altenpflege der Bildungsverei-
nigung ARBEIT UND LEBEN in Göttingen
gemeinsam mit niedersächsischen und
hessischen Einrichtungen im Gesund-
heits- und Sozialwesen (Altenheime,
Krankenhäuser und Reha-Einrichtungen)
sowie der Bundesarbeitsgemeinschaft
der LehrerInnen für Pflegeberufe Nieder-
sachsen und der Ergotherapieschule Lip-
poldsberg im Rahmen des EU-Bildungs-
programmes Leonardo da Vinci II erfolg-
reich einen Antrag für das Mobilitätspro-
jekt Netzwerk Berufsbildender Schulen
im Sozial- und Gesundheitswesen für
Ausbilder gestellt, das einen nationalen
und einen europäischen Arbeitsschwer-
punkte umfaßt:

• Im Nationalen Projektanteil soll ein
realistischer Entwurf für ein Vermitt-
lungsprogramm für Erstauszubilden-
de entwickelt und ein Konzept für ein
integratives Ausbildungsmodul erar-
beitet und mit den nationalen und
europäischen Partnern und den n a-
tionalen Ministerien und Aufsichts-
behörden im Hinblick auf eine Erpro-
bung abgestimmt werden.

• Im Europäischen Projektanteil wer-
den im Laufe des Projektes vier ein-
wöchige Ausbilderaustausche mit
Partnereinrichtungen im Vereinigten
Königreich, Finnland, der Tschechi-
schen Republik und den Niederlan-
den durchgeführt, um an der Praxis
orientierte Anregungen für die Ein-
führung integrativer gestufter Ausbil-
dungsgänge im Sozial- und Gesund-
h e i t s wesen im Hinblick auf eine Eu-
ropäische Anschlussfähigkeit des
deutschen Berufsbildungssystems zu
bekommen.

Erfahrungen im Vereinigten Königreich
Zehn Ausbilder aus Niedersachsen

besuchten in der Zeit vom 2. – 8. Oktober
2000 eine Fachhochschule im englischen
Canterbury.

Sie informierten sich am Christ
Church University College über das dorti-
ge Ausbildungssystem und besuchten
Einrichtungen in der Grafschaft Kent, um
einen Eindruck von der praktischen Ar-
beit vor Ort zu gewinnen.

Darüber hinaus konnten die deut-
schen Ausbilder am Unterricht teilneh-
men, um die dortigen Lehr- und Lernfor-
men mit denen in Deutschland verglei-
chen zu können.

Resümierend läßt sich im Ausbil-
dungsvergleich zu Deutschland eine
Struktur beschreiben (siehe Abbildung).

Eine wesentliche Erkenntnis der
deutschen Teilnehmer bestand insbe-

sondere darin, daß auch in England nicht
alle Pflegekräfte und Ergotherapeuten
akademisch ausgebildet werden. Wäh-
rend an den Colleges wie in Canterbury
die jeweilige Ausbildung als Higher Edu-
cation angeboten wird, gibt es darunter
ein niedrig schwelliges Qualifizierungs-
konzept, das NVQ-Programm (National
Vocational Qualification; zu deutsch et-
wa: Nationale Berufsqualifizierung). Die-
ses Programm qualifiziert berufsbeglei-
tend auf unterschiedlichen, aufeinander
aufbauenden Niveaus, sogenannten
Levels, von der Stufe 1 – 5, mit Über-
gangsmöglichkeit in das Higher Education-
System.

Über die berufspolitischen und -päda-
gogischen Aspekte hinaus beinhaltete
der Aufenthalt in der traditionsreichen
Stadt Canterbury auch einen kulturell-hi-
storischen Teil. So konnte die deutsche
Gruppe an einer Stadtführung teilneh-
men und die Kathedrale besichtigen, die
als Ausgangspunkt der Christianisierung
Britanniens anzusehen ist. Noch heute
residiert der Erzbischof der anglikani-
schen Kirche in Canterbury!

Nach erfolgter Auswertung des Auf-
enthaltes im Vereinigten Königreich ste-
hen im Jahre 2001 Aufenthalte im finni-
schen Turku (Süd-Finnland) und im
tschechischen Znojmo (Süd-Mähren) an.

Das Projekt wird während eines Be-
suches in der nordholländischen Provinz
Groningen im Jahre 2002 abgeschlossen.

Ausbildungsprogramme für Pflege- und Sozialberufe aus 

anderen Ländern kennenlernen!

V O N  A N D R E A S  B A R T E L S *

* Päd. Mitarbeiter bei ARBEIT UND LEBEN in Göttin-

gen, Fachbereich Gesundheit und EU-Projekte
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Stellen Sie sich doch einmal vor, sie
sollten sich heute bewerben, werden zu
einem Vorstellungsgespräch eingeladen
und dort werden sie nach ihren EDV-
Kenntnissen gefragt. Was antworten sie?
Dass sie schon länger mit Word arbeiten
und auch mal mit Excel eine Tabelle bear-
beitet haben? Und dass sie eine Präsen-
tation erstellt haben? Sie können das al-
les, aber wer glaubt es ihnen? 

Oder: Sie suchen eine neue Kollegin
oder einen neuen Kollegen für ihr Unter-
nehmen, die/der mit den Grundlagen der
Informationstechnologie vertraut ist,
gute Betriebssystemkenntnissen hat, ei-
ne Textverarbeitung, eine Tabellenkalku-
lation, ein Präsentationsprogramm, ein
Datenbankprogramm bedienen sowie
Emails versenden und produktiv im In-
ternet surfen kann. 

Gut ist ein anerkannter Nachweis, der
im ersten Fall die vorhandenen Kenntnis-

se belegt, im zweiten Fall den potentiel-
len Arbeitgeber darin absichert, wirklich
die Kenntnisse einzukaufen, die er er-
wartet. 

Ein solcher Nachweis ist der ECDL,
der Europäische Computerführerschein
(European Computer Driving Licence). Er
wurde entwickelt, um Qualität in der eu-
ropäischen Welt der Computerbedienung
sicherzustellen und vergleichbare Stan-
dards einzuführen. Wer die sieben Teil-
prüfungen des ECDL erfolgreich ablegt
und am Ende die SkillsCard in der Hand
hat, kann Computerkompetenz rundum
belegen. 

Der ECDL richtet sich sowohl an inter-
essierte Privatpersonen wie an Teilneh-
merinnen und Teilnehmer, die im Rah-
men der innerbetrieblichen Personalent-
wicklung ihres Unternehmens oder in-
nerhalb von Qualifizierungsangeboten
zur beruflichen Fortbildung ihre EDV-
Kenntnisse erweitern und zertifizieren
lassen wollen.

In allen großen Städten Deutsch-
lands gibt es inzwischen autorisierte

E C DL - Pr ü f u n g s ze n t ren, die zwei- bis fünf-
tägige Schulungen zur Vorbereitung auf
die Prüfungen anbieten und die einzel-
nen Prüfungen abnehmen. Als Grundla-
ge für die Schulungen dient der Rahmen-
stoffplan der Dienstleistungsgesellschaft
für Informatik. Er legt die Inhalte fest und
setzt Standards für die Unterrichtsmate-
rialien und die Unterrichtsdauer.

Wieviele Prüfungen gleichzeitig ab-
gelegt werden, bleibt jedem und jeder
selbst überlassen. Am Ende steht dann
die ECDL SkillsCard als europaweit aner-
kanntes Zertifikat. 

Und was kostet das Ganze?
DM 40,00 werden jeweils für eine

Teilprüfung berechnet. Für die SkillsCard
kommen noch einmal DM 100,00 dazu.
Damit schlägt der ECDL mit insgesamt
DM 380,00 zu Buche. Eine Investition,
die sich lohnt.

Mehr über den ECDL gibt es unter
www.dlgi.de und www.ecdl.de.

Licence to click
Europäische Standards für Computerkompetenz

V O N  O L A V  O V E R L A N D *

* Referent für Unternehmensentwicklung beim Bil-

dungswerk der Niedersächsischen Wirtschaft und

Leiter der ECDL-Prüfungszentren des BNW
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Im November 2000 wurde der neue
e u ropäische Computerpass Xpert anläss-
lich einer Bundestagung des Deutschen
Volkshochschul-Verbandes zur Berufli-
chen Bildung in Göttingen zum ersten
Mal präsentiert. Gekommen waren auch
Gäste aus Politik, Wirtschaft und Arbeits-
verwaltung, aus anderen Bildungsberei-
chen sowie mehreren Organisationen
und Einrichtungen aus dem europä-
ischen Ausland. Was ist der Xpert-Pass?
Warum gibt es ihn und was ist seine
Vorgeschichte? Wie positioniert er sich
in Niedersachsen, Deutschland und
Europa?

Was ist der Xpert european computer
passport?

Der Europäische Computer Pass
Xpert ist ein modulares Lehrgangs- und
Prüfungssystem, das umfassende Kennt-
nisse und praktische Fertigkeiten im Um-
gang mit gängigen Anwenderprogram-
men im Office-Bereich vermittelt. Es be-
steht aus acht Modulen. Jedes schließt
mit einer europaweit einheitlichen Prü-
fung ab, für die ein Zeugnis vergeben
wird. Am ehesten zu vergleichen ist der
Xpert-Pass mit dem Europäischen Com-
puter Führerschein (European Computer
Driving Licence – ECDL). Die Module bei-
der Systeme ähneln sich stark.

Beide Systeme arbeiten mit gestaf-
felten Leistungsnachweisen mit Wahl-
möglichkeiten der Lernerinnen und Ler-
ner. Über die ECDL-Skills Card, den
“Großen ECDL” und seinen “kleinen Bru-
der”, das Zertifikat “ECDL-Start” wird an
anderer Stelle dieses Heftes berichtet.
Beim Xpert wird nach Absolvierung der
drei Pflichtmodule “Grundlagen der
EDV”, “Textverarbeitung Basics” und
“Internet Basics” der European Compu-

ter Passport Xpert erworben, nach Ab-
schluss zweier weiterer Module nach
Wahl der European Computer Passport
Xpert Master.

Dieses gestufte System baut für die
Lerninteressierten keine allzu hohen
Hürden auf, erleichtert den Einstieg und
passt sich durch seine Wahlmöglichkei-
ten den individuellen Lernbedürfnissen
flexibel an. Wer mag, kann aus dem
reichhaltigen Programm der Xpert-An-
bieter über den Pass hinaus führende
Qualifizierungsbausteine wählen, sei es
zur Perfektionierung der Datenbankan-
wendung oder der Internetnutzung, sei
es zum Abschluss PC-Systembetreuung.
Was, wie und bei wem gelernt wird und
zu welchen Kosten, ist nicht nur für die
Teilnehmenden, sondern auch für Perso-
nalentwickler in Betrieben, Auftraggeber
aus Arbeitsämtern, der Sozialverwal-
tung, Bildungsstätten, Vereinen und Ver-
bänden transparent und verlässlich kal-
kulierbar. Denn zu dem Produktpaket
gehören nicht nur die Prüfungen, son-
dern die ebenso standardisierten und
überall einheitlichen Lehrgänge, das
Lehr- und Lernmaterial, das dokumen-
tierte und deshalb kontrollierbare didak-
tische und methodische Konzept und
alle Elemente einer zeitgemäßen Qua-
litätssicherung. Die Module lassen sich
leicht in erweiterte Lernumfelder inte-
grieren, zum Beispiel in Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahmen zur Beschäftigungs-
förderung, in Bildungsgänge der Schulen
und Hochschulen. Nicht nur weil der Be-
griff des “Führerscheins” durch den
E C DL-Abschluss bereits besetzt war, son-
dern auch um sich von allem deutlich ab-
zusetzen, was auf dem Markt der Weiter-
bildung und im allgemeinen Sprachge-
b rauch als PC- oder Internet-Führe r s c h e i n
figuriert, wurde die Bezeichnung Xpert
european computer passport gewählt
und als Marke für das junge Produkt

beim Deutschen Patent- und Markenamt
sowie dem EU-Harmonisierungsamt für
den Binnenmarkt in Alicante angemel-
det. Sie ist aber auch als Dachmarke für
alle Lehrgangs- und Prüfungsprogramme
vorgesehen, die sich, den selben Grund-
sätzen verpflichtet, noch entwickeln und
zuordnen werden. Ein Blick in seine Vor-
geschichte lässt die “Philosophie” des
Xpert Computerpasses noch besser ver-
stehen.

Ein Blick zurück  –  Es begann vor fünf-
zehn Jahren

Lange bevor von der “neuen Wis-
sensgesellschaft” in allen ihren Facetten
und von allen Erscheinungen die Rede
war, denen heute so gern das Wörtchen
“new” vorangesetzt wird, hat in Hanno-
ver die Zukunft begonnen. Vor fünfzehn
Jahren setzten sich Kolleginnen und Kol-
legen aus der Prüfungszentrale des vhs-
Landesverbandes und aus den Volks-
hochschulen zusammen und ordneten
die bereits zahlreich angebotenen ersten
Qualifizierungsmodule zur Bürokommu-
nikation und Datenverwaltung zu einem
standardisierten Lehrgangs- und Prü-
fungssystem “EDV- A n we n d e r- Pass (EA P ) ,
Wirtschaft und Verwaltung (vhs) 1 und
2”. Die Standards wurden durch Lernziel-
kataloge, Musterprüfungsaufgaben, ei-
ne Rahmenprüfungsordnung, Bewer-
tungsraster und ein zentral gesteuertes,
objektiviertes und evaluiertes Prüfungs-
verfahren gesetzt. Zu den Standards
gehörten darüber hinaus die Qualifizie-
rung der Kursleitenden und Prüfenden,
die Bereitstellung von Handreichungen
für die Kursleitenden sowie Seminarma-
terialien für die Teilnehmenden, folglich
auch Mindestanforderungen an die Qua-
lität der anbietenden Einrichtungen
(Fachkompetenz des Personals, Hard-
und Software-Ausstattung) und an Dauer
und didaktisches Profil der Kursmodule.

Xpert
Der neue europäische Computerpass

V O N  B E R N D  R U N G E *

* Mitarbeiter des Landesverbandes der Volkshoch-

schulen Niedersachsens



dank internationaler Vereinbarungen zu
einem Europäischen Sprachenzertifikat
entwickelt hat. Die Produkt- und Prü-
fungszentren der vhs-Verbände haben
ein Arbeitsmodell entworfen, wonach sie
je nach Kompetenz und Ressourcen
wechselweise als Entwicklungsinstanz
und bundesweite Prüfungszentrale fun-
gieren, sich somit untereinander auch
als Anbieter und Kunden begegnen. Je-
der bringt zu Gunsten aller anderen seine
besonderen Beziehungen zu Partnerein-
richtungen und -organisationen in Euro-
pa ein. Jeder pflegt für seine Region die
Vernetzung mit staatlichen, öffentlichen
und privaten Vertrags- und Geschäft-
spartnern. Alle gemeinsam pflegen die
notwendigen Beziehungen zu den Pro-
duktpartnern, zum Beispiel Fachautor/-
innen, Verlagen, Providern (public priva-
te partnership). Für das erste so verein-
barte Angebotspaket wurde die Prü-
fungszentrale (PZ) Hannover beim Lan-
desverband der Volkshochschulen in
Hannover zur “Master-PZ” bestimmt. Ge-
genwärtig kann sie deshalb mit Fug und
Recht als Europäische Xpert-Zentrale be-
zeichnet werden. Der Xpert behält seine
“Bodenhaftung” im Organisations- und
Anbietersystem der Volkshochschulen.
So tritt er etwa in Niedersachsen bei der
Arbeitsverwaltung, in Schulen oder im
Fortbildungsmarkt der Initiative n-21:
Schulen in Niedersachsen online auf und
trifft auf ein hohes Interesse. Er emanzi-
piert sich aber gleichzeitig von dieser
Bindung auf seinem Weg nach Europa.
Arbeitsbeziehungen, teilweise bereits
auf der Höhe abgeschlossener oder un-
terschriftsreifer Vereinbarungen mit Or-
ganisationen und Einrichtungen zum
Beispiel in den Niederlanden, in Italien,
in der Slowakei sind angebahnt. Im Zuge
der Osterweiterung der Europäischen
Union und der Unterstützung der Staa-
ten in Ost- und Südeuropa ist im Rahmen
einer Veranstaltung des IIZ/DVV (siehe
den Beitrag in diesem Heft) vom März
2001 eine Zusammenarbeit mit Lettland,
Litauen, Slowenien, Ungarn, Bulgarien
und Russland angeboten worden. Durch-
gängig geht es dabei nicht nur darum,
ein Produkt zu verkaufen, sondern einen
Beitrag zum Aufbau einer demokrati-
schen, pluralen und funktionsfähigen In-
frastruktur der Erwachsenenbildung zu
leisten.

Was war passiert? In den Sekretariaten,
Schreibdiensten, Buchhaltungen, in La-
gerhaltung und Versand waren elektri-
sche oder auch schon elektronische
Schreibmaschinen, die letzten volumi-
nösen Schreibautomaten, Ti s c h re c h n e r
oder urtümliche Datenbanksysteme mas-
senhaft durch den Personalcomputer er-
setzt worden. Wer erinnert sich noch an
die lebhaften Anfangsdiskussionen in
Betriebsstätten und Seminaren, ob denn
IBM etwas verschlafen oder im Gegenteil
seine Marktposition weltweit und rück-
sichtslos gegen Mitbewerber ausge-
spielt habe, welche Betriebssysteme
zum globalen Wettbewerb angetreten
seien und welches sich denn durchset-
zen werde? Alltagstauglich war diese
Überbaudiskussion nur bedingt. Viel-
mehr erlebten Hunderttausende von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
später dann auch immer mehr Erwerbs-
lose, dass ihr Arbeitsplatz nicht nur
durch eine neue Geräteausstattung ein
anderes Gesicht erhalten hatte, sondern
dass sich auch Betriebsabläufe änderten
und dass immer mehr fachliche und so-
ziale Kompetenzen, mehr Eigenverant-
wortung und vernetztes Denken gefor-
dert wurden. Um Anschluss zu halten
und in den ostdeutschen Ländern nach
der Wende 1990 Anschluss zu bekom-
men, waren Qualifizierungen (über-)le-
bensnotwendig. Mit Kurztrainings durch
die Hard- und Softwareverkäufer oder
die kollegiale Beratung am Arbeitsplatz
war es häufig nicht getan. Nicht anders
verhielt es sich ab Mitte der neunziger
Jahre mit dem Einzug des Internet in die
Betriebe.

Die “kleinen Leute” also waren die
Zielgruppe für Kurse und Prüfungen.
Nachdem die Grundstruktur einmal ge-
schaffen war, konnten im Laufe der Fol-
gejahre bedarfsgerecht und zeitnah zu-
sätzliche Module, aber auch weitere ei-
genständige Pässe nachgeschoben wer-
den, zeitweise (mit einer Spitze zwischen
1988 und 1993) auch im technischen
Sektor (CAD, CNC). Das erklärt die Er-
folgsgeschichte des EAP, dessen Zeug-
nisse sich seitdem in Tausenden von Be-
werbungsunterlagen wiederfinden. Bis
1999 wurden allein über die Prüfungs-
zentrale in Hannover rund 200.000 Mo-
dulprüfungen nach dem EAP-Konzept ab-
gewickelt. Da nach und nach auch die

vhs-Prüfungszentren anderer Bundes-
länder deckungsgleiche Angebotspake-
te auf den Markt gebracht haben, wenn
auch nicht in der niedersächsischen In-
tensität, dürften die Volkshochschulen
bis 1999 bundesweit mindestens
250.000 Menschen zu einem Zeugnis im
Rahmen des “Anwenderpasses” oder
“Computerpasses” verholfen haben.
Vielleicht noch viel wichtiger ist aber,
dass bei weitem nicht alle Teilnehmen-
den ihren Kursbesuch mit einer Prüfung
abgeschlossen, dennoch aber alle von
den vereinbarten Standards für Kurse
und Lernmittel profitiert haben. Die Da-
ten eines einzigen Jahres (1999) allein für
dieses Kurssegment und allein für nie-
dersächsische Volkshochschulen: 7.900
Kurse, über 88.000 Teilnehmende, bei-
nahe ebenso viele Bestellungen von Se-
minarunterlagen.

Im Zuge der kontinuierlichen Weiter-
entwicklung den Xpert-Pass zu schaffen
und ihm die wichtigsten Konzept-, Ver-
fahrens- und Qualitätsmarkmale des EAP
mit auf den Weg zu geben, war ein folge-
richtiger Schritt. Der ECDL wurde 1994
erstmals in Finnland, ab 1997 in anderen
Ländern mit Schwerpunkten in Skandi-
navien, Irland und Großbritannien, noch
später in Deutschland angeboten. Euro-
paweit wurden bis 1999 rund 170.000
Prüfungen absolviert. Die Marktein-
führung des Europäischen Computer
Passes hat zwar gerade erst begonnen;
sie stützt sich aber auf eineinhalb Jahr-
zente Erfahrung und ein flächendecken-
des, eingearbeitetes und erfolgreiches
Anbietersystem.

Wie positioniert sich der Computerpass
Xpert in Niedersachsen, Deutschland
und Europa?

Für die Zukunft der Weiterbildung in
Deutschland kann ein im Jahre 2000 voll-
zogener Schritt gar nicht hoch genug ein-
geschätzt werden: unter der Steuerung
des “Netzwerkes Arbeit und Beruf” beim
Deutschen Vo l k s h o c h s c h u l - Verband wur-
den erstmals alle Prüfungszentren im
Norden, Süden und Westen unter einem
Dach vereinigt und auf das gemeinsame
Konzept des Xpert verpflichtet. Am ehe-
sten vergleichbar ist dies mit der Ge-
schichte des vhs-Sprachenzertifikates,
das vor über dreißig Jahren in Müncen
geboren worden ist und sich bis heute

nbeb - MAGAZIN 1/01T h e m aT h e m a

32


